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I. Einleitung 

Thematische Einführung und Forschungsinteresse 

Spricht man von Recht oder Gesetzen, so werden darunter in der Regel Rechtsnor-

men im klassischen, rechtspositivistischen Sinne verstanden (vgl. Brox/Walker 2017: 

2ff.), die präzise und rechtlich bindende Verpflichtungen festlegen, welche regelmäßig 

mit staatlichen Zwangsmitteln durchgesetzt werden (vgl. Abbott/Snidal 2000: 421; 

Schwarze 2011: 3). Allerdings haben sich  gerade im Zuge der zunehmenden Globa-

lisierung von Politik (vgl. Baylis et al. 2020: 6ff.) und der Verlagerung von Entschei-

dungsmacht von der nationalstaatlichen auf Ebenen internationaler Organisationen 

bzw. internationaler politischer Systeme Normen entwickelt, die weder Recht in die-

sem Sinne noch reine politische Absichtserklärungen darstellen, sondern in gewisser 

Weise eine Art „Zwitterstellung“ zwischen den Sphären des Rechts und der Politik 

einnehmen (vgl. Thürer 2009: 1ff.). Dieses Phänomen, das vor allem in den Interna-

tionalen Beziehungen aber auch im Bereich des Internationalen Öffentlichen Rechts 

in den vergangenen Jahren an erheblicher Bedeutung gewonnen hat (ebd.), bezeich-

net man als Soft Law, also „weiches Recht“, da es zwar keine rechtliche Verbindlich-

keit hat, gleichwohl aber gewichtige politische und nicht zu unterschätzende juristi-

sche Bedeutung entfalten kann (vgl. Schwarze 2011: 7ff.). Abgrenzend davon werden 

rechtsverbindliche Normen als Hard Law bezeichnet. Auf Grund seiner – nicht unum-

strittenen (vgl. Thürer 2009: 5) – sowohl politik- wie rechtswissenschaftlichen Bedeu-

tung bietet Soft Law eine interessante Gelegenheit, sich interdisziplinär mit dessen 

Nutzung auseinanderzusetzen, wie es auch in der Konzeption des Studiengangs „Po-

litik und Recht“ angelegt ist. Zumal ein Ende des Trends zur Verrechtlichung interna-

tionaler Politik und der sich weiter verbreitenden Nutzung von Soft Law nicht abseh-

bar ist (vgl. O’Connell 2000: 107). 

 

Forschungslücke und -frage 

Zur Anwendung von Soft Law, das in der politikwissenschaftlichen Auseinanderset-

zung als Instrument von Governance verstanden wird (vgl. Treib et al. 2007), gibt es 

verschiedene theoretische Erklärungsansätze, die sich im Wesentlichen in einem ra-

tionalistischen und einem konstruktivistischen manifestieren (vgl. etwa Abbot/Snidal 

und Finnemore/Toope 2001). Insbesondere im Rahmen europäischer Governance 

haben sich zahlreiche Formen von Soft Law entwickelt,  von primärrechtlich vorgese-

henen nicht-bindenden Empfehlungen und Stellungsnahmen der Europäischen Kom-

mission (Art. 288 AEUV) bis hin zu Modi, wie der Offenen Methode der Koordinierung, 

die vor allem im Bereich europäischer Sozialpolitik relevant ist (vgl. Hacker 2010). Die 

wissenschaftliche Auseinandersetzung um die Frage der Anwendung von Soft Law 

fokussierte sich dabei schwerpunktmäßig auf die OMK in diesem Politikfeld (vgl. 
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Trubek et al. 2005: 4f.).  Gerade aber im Bereich der Empfehlungen und Stellungnah-

men, die „eine nicht zu unterschätzende politische Bedeutung“ (Arndt et al. 2015: 57) 

haben, gibt es kaum empirische Untersuchungen. In der Vergangenheit wurden be-

reits Studien zur Governance durch Soft Law publiziert, welche die Implementierung 

von technischen Umweltnormen auf innerstaatliche Bedingungen untersuchen (vgl. 

Skjærseth et al. 2006; Skjærseth 2010). Im Bereich der  High Politics hingegen, also 

Politikfeldern, die in hohem Maße politisch kontrovers sind und bei denen Souveräni-

tätsvorbehalte seitens der Mitgliedsstaaten der EU bestehen (vgl. Bieling/Lerch 2012: 

22f.), wie der Resettlement-Politik, blieben theoretische Erklärungsversuche der ex-

tensiven Anwendung von Soft Law durch die Kommission (vgl. KOM 2016: 2) bisher 

weitgehend aus. Dies hängt auch damit zusammen, dass in der bisherigen Literatur 

überwiegend die Frage gestellt wurde, warum sich Staaten in Verhandlungen für Soft 

Law entscheiden (vgl. etwa Schäfer 2006: 198), aber Governance ausgehend von 

supranationalen Institutionen, wie der Kommission, in vergemeinschafteten Politikfel-

dern nahezu keinerlei Beachtung fand. Insgesamt kann man also festhalten, dass 

Soft Law noch immer „undertheorized and largely unexplored“ (Shaffer/Pollack 2012: 

5) ist. Es mangelt insbesondere an Erkenntnissen mit Blick auf Spezifika der EU mit 

ihren supranationalen Organen sowie der Frage, ob die theoretischen Ansätze auch 

im Bereich der High Politics Erklärungskraft haben. 

An diese Lücke soll die vorliegende Abschlussarbeit anschließen, in dem sich die 

Forschungsfrage „Wie lässt sich die Nutzung von Soft Law in der europäischen 

Resettlement-Politik aus rationalistischer und konstruktivistischer Perspektive 

erklären?“ gestellt werden soll. Es werden dabei bewusst beide theoretischen Per-

spektiven in den Blick genommen, um ein möglichst vollumfängliches Verständnis zu 

schaffen. Das herangezogene Politikfeld ist auch angesichts der gegenwärtigen Situ-

ation an der türkisch-griechischen Grenze (vgl. FAZ 2020) von tagesaktueller Bedeu-

tung, da sich nun die Frage stellt, ob die Geflüchteten aus der Türkei in die EU in 

einem geregelten Verfahren neuangesiedelt werden sollen. Ziel der Arbeit soll es 

sein, die theoretischen Diskussionen und Erklärungsversuche rund um Soft Law als 

Governance anhand dieses konkreten Politikfelds besser zu verstehen und auf die 

Asyl- und Flüchtlingspolitik der Union anzuwenden. Darüber hinaus sollen mögliche 

Erkenntnisse für die weitere Nutzung dieses Steuerungsinstruments und Ansätze für 

eine weitere wissenschaftliche Auseinandersetzung abgeleitet werden.  

 

Aufbau und Vorgehensweise 

Um die aufgeworfene Fragestellung angemessen beantworten zu können, soll zu-

nächst in einem theoretischen Kapitel der Forschungsstand zu Soft Law systemati-

siert zusammengetragen werden. Hierbei wird bereits eine notwendige inhaltliche 
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Engführung auf die Spezifika des ausgewählten Politikfelds im Kontext der EU vorge-

nommen. Dabei werden realistische und konstruktivistische Erklärungsansätze ela-

boriert und, sofern geboten, miteinander kombiniert, um schließlich daraus Hypothe-

sen abzuleiten, die klare Erwartungen zu den Gründen der Nutzung von Soft Law in 

Form von Empfehlungen und Stellungnahmen der Kommission formulieren. Anschlie-

ßend soll in der Methodendiskussion die Vorgehensweise in Form einer Fallstudie 

erläutert und die Fallauswahl begründet werden. Gleichzeitig werden aber auch die 

Grenzen der ausgewählten Methodik dargestellt, bevor in der Analyse, als dritter 

Schritt, die Hypothesen anhand empirischer Beobachtungen zur Nutzung von Soft 

Law überprüft werden sollen. Hierbei wird sich primär auf einen Untersuchungszeit-

raum ab dem Jahr 2015 bis heute fokussiert. Daraus sind im nächsten Schritt 

Schlussfolgerungen für die theoretische Auseinandersetzung mit dem gewählten 

Thema zu ziehen und es wird der Versuch unternommen, Erkenntnisse für eine wei-

tere Nutzung dieses Steuerungsinstruments in High Politics Bereichen der EU zu for-

mulieren. Abschließend wird in einem Fazit die Forschungsfrage zusammenfassend 

beantwortet und auf offene Fragestellungen und Probleme hinsichtlich einer weiteren 

wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit der Thematik eingegangen. 
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II. Theoretische Grundlagen 

Bevor der Forschungsstand zu rationalistischen und konstruktivistischen theoreti-

schen Erklärungsansätzen über die Nutzung von Soft Law systematisiert und mit der 

notwendigen Schwerpunktsetzung erarbeitet werden kann, ist es zunächst erforder-

lich, Soft Law zu definieren und zu konzeptualisieren und die juristische Dimension 

des politischen Instruments von Governance aufzuzeigen, um ein vollumfängliches 

Verständnis zu erreichen, das die theoretische Erklärung erleichtert. Ziel dieses The-

oriekapitels und der Erarbeitung beider relevanten theoretischen Ansätze ist es, Hy-

pothesen abzuleiten, die dann in Form der Fallstudie empirisch geprüft werden. 

 

1. Was ist Soft Law? 

Will man die Terminologie Soft Law verstehen, so ist es zunächst erforderlich, Rechts-

normen im herkömmlichen Sinne zu betrachten, die in Abgrenzung dazu, als Hard 

Law bezeichnet werden. Nach klassischem, rechtswissenschaftlichem Verständnis 

stellt Recht „zwingende Normbefehle“ (Schwarze 2011: 3) auf, deren Durchsetzung 

durch (staatliche) Institutionen überwacht wird. Dies findet in Nationalstaaten übli-

cherweise in Form der Rechtsprechung durch Gerichte statt. Die Ebene der interna-

tionalen Politik hingegen zeichnet sich durch eine „structural weakness of contempo-

rary international law” (Thürer 2009: 3) aus, da es kein übergeordnetes Gewaltmono-

pol gibt, das dazu in der Lage wäre, Recht wie auf nationalstaatlicher Ebene durch-

zusetzen, denn die Souveränität der Staaten ist entgegenstehendes ius cogens2 im 

Völkerrecht (vgl. Herdegen 2020: Rn. 1).  

 

1.1 Rechtspositivistische Ablehnung 

Aus diesem Grund lehnen etwa Rechtspositivist_Innen das Konzept von Soft Law ab, 

da für sie die formalrechtliche Bindungswirkung einer Norm nach der klassischen De-

finition von Recht entscheidend ist (vgl. Shaffer/Pollack 2011: 1159). So unterschei-

den sie nur zwischen formalrechtlich bindenden Normen, welche Recht darstellen und 

allen anderen Formen internationaler Kooperation, denen sie in Ermangelung  einer 

solchen Bindungswirkung eine rechtliche Bedeutung absprechen. Grundlage für 

diese Annahme ist Art. 38 IGH Statut, der die Quellen internationalen Rechts kodifi-

ziert und dabei im Wesentlichen internationale Verträge, das Völkergewohnheitsrecht 

sowie die ständige Rechtsprechung internationaler Gerichte aufführt. Soft Law findet 

sich dort nicht, weshalb es als Kategorie abgelehnt wird (vgl. ebd. 70f., s. Abb. 1). 

 

 
2 Ius cogens bezeichnet zwingendes Recht, was nicht durch eine Vereinbarung zweier Parteien außer 

Kraft gesetzt werden kann. Es gilt grundsätzlich immer (vgl. Lagerwall 2017). 
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Abb. 1: Dichotomie des Rechts aus positivistischer Perspektive (eigene Darstellung frei nach Terpan 
2015: 71) 

Allerdings ist dieser dichotome Blick auf internationales Recht zu vereinfachend, da 

er mit der Rechtswirklichkeit nicht viel gemein hat (vgl. hierzu grundlegend Alvarez 

2005). Soft Law kann sehr wohl nicht nur bedeutendes politisches Gewicht entfalten, 

sondern kann auch indirekt rechtlich verbindlich wirken (s. Kapitel II, 2). Gleichwohl 

ist zutreffend, dass die Terminologie widersprüchlich ist, da Recht, das per Definition 

verbindliche Verhaltensweisen auferlegt, nicht gleichsam „weich“, sprich ohne eben 

dieses kennzeichnende Charakteristikum sein kann (vgl. Schwarze 2011: 3), und eine 

klare Abgrenzung zwischen Recht im engeren Sinne und dem, was man als Soft Law 

bezeichnet somit erschwert wird. Daher sprechen einige Autor_Innen von „Non-bin-

ding International Legal Accords“ (vgl. etwa Reinecke/Witte 2000), was aber in der 

breiteren und in der vorliegenden Arbeit behandelten Literatur überwiegend nicht re-

zipiert wurde, da Soft Law zwar in der Regel im internationalen Bereich auftritt, aber 

auch auf nationaler Ebene vorkommt. Darauf wird an späterer Stelle noch eingegan-

gen werden.  

 

1.2 Dreiklang aus Obligation, Precision und Delegation 

Erkennt man jedoch diese „Zwitterstellung“ von Soft Law zwischen den Sphären der 

reinen internationalen Politik und des positivistischen Rechts an, so lässt es sich ab-

grenzend zu Hard Law ganz grundsätzlich als  

„rules of conduct which, in principle, have no legally binding force but 
which nevertheless, may have practical effects” (Snyder 1993: 19) 

definieren. Formalrechtlich betrachtet, etabliert Soft Law keine Verbindlichkeiten für 

bestimmte Rechtssubjekte, hat aber durchaus praktische Auswirkungen, die „more 

than a policy statement“ (Thürer 2009: 2) sind. In Abgrenzung zur rechtspositivisti-

schen Ablehnung hat sich zur Bestimmung von Soft Law eine dreidimensionale Kon-

zeptualisierung durchgesetzt (vgl. Shaffer/Pollack 2012: 4). Anhand des Zusammen-

spiels von drei Dimensionen soll der Grad der „Härte“ einer Norm bestimmt werden 

können. Demnach liegt Soft Law vor 

Formalrechtlich bindend Formalrechtlich nicht-bindend 

Recht i.S.d. Art. 38 IGH Statut: 

• Internationale Verträge und 

Übereinkommen 

• Völkergewohnheitsrecht 

• Internationale Rechtsprechung 

(Richter_Innenrecht) 

Keine Rechtsnormen, wie etwa: 

• politische Absichtserklärungen 

• was als „Soft Law“ bezeichnet 

wird 
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„[…] once legal arrangements are weakened along one or more of 

the dimensions of obligation, precision and delegation” (Ab-

bott/Snidal: 2000: 422). 

“Obligation” bezeichnet dabei die formalrechtliche Verbindlichkeit einer Norm. Sind 

Völkerrechtssubjekte also nach den Regularien des internationalen Rechts verpflich-

tet, sich an die darin formulierten Normbefehle zu halten, so liegt ein hoher Grad an 

Verpflichtung vor (vgl. ebd.: 422ff.; Trubek et al. 2005: 6f.). Präzise ist eine Norm 

dann, wenn diese Normbefehle klar und eindeutig formuliert sind (ebd.). Um die tat-

sächliche Einhaltung solcher Normen einklagbar zu überwachen, werden Dritte mit 

der Kompetenz ausgestattet, Normen anzuwenden, zu interpretieren, zu implemen-

tieren und schließlich auch über Streitigkeiten hinweg durchzusetzen (vgl. ebd.: 421; 

Trubek et al. 2005: 7). Diese Delegation findet häufig an internationale Gerichte statt, 

welche die alleinige Kompetenz zur Interpretation von Recht im Rahmen eines Ver-

tragswerks über eine internationale Organisation oder ein Regime haben. So ist 

bspw. der EuGH gem. Art. 19 I 2 EUV zur „Wahrung des Rechts bei der Auslegung 

und Anwendung der Verträge“ alleine zuständig und überprüft etwa auf Antrag, ob 

eine sekundärrechtliche Verordnung, die für alle Mitgliedsstaaten zusätzlich formal 

rechtsverbindlich und damit als Hard Law einzustufen ist (Art. 288 I AEUV), mit dem 

europäischen Primärrecht vereinbart werden kann. Exemplarisch sei hier das Urteil 

über die Unionsrechtskonformität der Verordnung zur Energieverbrauchskennzeich-

nung von Staubsaugergeräten aufgeführt, in welcher das EuG – als dem EuGH nach-

geordnetes Gericht (Art. 19 I 1 EUV) – befand, dass diese gegen die Verträge ver-

stoße (vgl. EuG 2018).  

Weist nun eine Verhaltensregel eine schwächere Ausprägung in einer der drei Di-

mensionen auf oder fehlt sie gänzlich, so handelt es sich nicht mehr um Hard Law. 

Auf diese Weise lassen sich je nach Konstellation bzw. Intensität der einzelnen Di-

mensionen in der Gesamtschau, Instrumente auf einem Kontinuum zwischen „härte-

ren“ und „weicheren“ Normen einordnen, die zwischen Hard Law auf der einen und 

reinen politischen Erklärungen ohne jeglichen rechtlichen Charakter auf der anderen 

Seite stehen (s. Abb. 2; vgl. Boyle 1999: 902). Soft Law als Steuerungsinstrument 

bewegt sich mithin zwischen diesen beiden Polen und kann verschiedenste Ausprä-

gungen annehmen. 
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Abb. 2: Kontinuum von Soft Law (eigene Darstellung) 

 

Gleichwohl weist diese Konzeptualisierung auch Schwächen auf, die zu beachten 

sind, wenn Soft Law untersucht werden soll. Wichtige Kritikpunkte mit Blick auf die 

aufgeworfene Fragestellung ergeben sich vor allem aus der nicht vorhandenen Ge-

wichtung der drei eingeführten Dimensionen. Da sich Recht im rechtswissenschaftli-

chen Verständnis gerade durch seine Verbindlichkeit auszeichnet, müsste demnach 

der Dimension „obligation“ zur Beurteilung, wo eine Norm auf dem Kontinuum einzu-

ordnen wäre, besonderes Gewicht zukommen (vgl. Shaffer/Pollack 2012: 4). Im vor-

gelegten Konzept hingegen werden die einzelnen Dimensionen als gleichwertig be-

handelt, die kumulativ bei starker Ausprägung eine Norm zu Hard Law machen. Diese 

Annahme kann aber auf Grund der benannten Bedeutung der Dimension „obligation“, 

also des formalrechtlich verpflichtenden Charakters von Recht, nicht überzeugen.  

Damit wird gleichzeitig die zweite Dimension, Präzision, überschätzt. So ist etwa der 

Nordatlantikvertrag, der völkerrechtliche Vertrag, welcher die NATO konstituiert, mit 

nur wenigen Rechtsnormen und vielen Generalklauseln ausgestattet und daher reich-

lich unpräzise (vgl. Nordatlantikvertrag). Dennoch handelt es sich unzweifelhaft um 

völkerrechtliches Hard Law und nicht etwa – wie man aus der vorgestellten Konzep-

tion vermuten könnte – um ein „weicheres“ Instrument von Governance. Delegation 

müsste in der Gewichtung zwischen Verpflichtung und Präzision stehen, da zwar for-

male Verbindlichkeit wichtigstes Kriterium ist, aber durch Delegation die Überwa-

chung und zum Teil Durchsetzung von Normen gewährleistet wird. 

 

2. Juristische Effekte von Soft Law 

Die Besonderheit von Soft Law ist, dass es zwar keine zwingenden Verbindlichkeiten 

kodifizieren, gleichwohl aber juristische Effekte haben kann (vgl. Stefan 2012: 879), 

die zu beachten sind, wenn die politischen Mechanismen hinter der Verwendung von 

Soft Law untersucht werden sollen. 

So können Empfehlungen und Stellungnahmen der Kommission in Ermangelung for-

maler Bindungswirkung nicht in Form einer Nichtigkeitsklage angegriffen werden (vgl. 

EP 2007: 5), aber dennoch indirekt in Form von Urteilen nationalstaatlicher oder eu-

ropäischer Gerichte Wirkung entfalten, wie das Urteil in der Rechtssache „Grinaldi“ 

bereits im Jahre 1989 (EuGH 1989), also in einem viel früheren Stadium europäischer 

Integration (durch Recht), gezeigt hat. In der Rechtssache ging es um einen Arbeit-

nehmer, der in Belgien eine Berufskrankheit geltend machen wollte, die aber von den 

dortigen Behörden nicht anerkannt wurde (vgl. ebd.: 1ff.). Der Kläger berief sich dabei 

auf Empfehlungen der Kommission über Entschädigungen im Falle von Berufskrank-

heiten (ebd.). Der Gerichtshof stellte hierzu fest: 
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„Empfehlung[en] der Kommission [können] […] als solche keine 

Rechte de[s] einzelnen [sic!] begründen, auf die diese[r] sich vor 

den innerstaatlichen Gerichten berufen könnte[…]. Die innerstaatli-

chen Gerichte sind jedoch verpflichtet, diese Empfehlungen bei der 

Entscheidung über bei ihnen anhängige Rechtsstreitigkeiten zu be-

rücksichtigen, insbesondere dann, wenn die Empfehlungen geeig-

net sind, Aufschluß [sic!] über die Auslegung anderer innerstaatli-

cher oder gemeinschaftlicher Bestimmungen zu geben.“ (ebd.: Te-

nor). 

Folglich kann Soft Law im EU-Recht indirekt Bestandteil des aquis communautaire3 

werden, in dem es Teil der juristischen Auslegung von europäischem und nationalem 

(Umsetzungs-)Recht wird (vgl. Stefan 2012: 881). Dieser vom EuGH entwickelte 

Grundsatz wurde im Urteil „Polska Telefonia Cyfrowa“ (EuGH 2012) über 20 Jahre 

später im Grunde genommen bestätigt und weiter ausdifferenziert (vgl. Stefan 2012: 

883). Solche rechtlichen Effekte sind auch im nationalen Verwaltungsrecht in Form 

der „Selbstbindung der Verwaltung“ (Erbguth/Guckelberger 2018: 242) bekannt, in 

der Behörden – schnell und flexibel auf eine neue Informationslage reagierend (vgl. 

Stefan 2012: 882) – isoliert betrachtete rechtlich unbedeutende Verwaltungsvorschrif-

ten (interne Richtlinien) erlassen. Diese können aber in der praktischen Verwaltungs-

tätigkeit auf Grund des Gleichbehandlungsgrundsatzes verpflichtenden Charakter er-

halten, von dem die Behörde, einmal angewendet, nicht mehr ohne Weiteres abwei-

chen kann (vgl. Erbguth/Guckelberger 2018: 242f.; 478ff.). 

Der beschriebene Effekt ist allerdings im internationalen Bereich nicht ganz unprob-

lematisch, da auf diese Weise von einem schwächer demokratisch legitimierten Or-

gan durch ein verwaltungsinternes und damit nicht-öffentliches Verfahren, Entschei-

dungen getroffen werden können, die im Ergebnis auf Grund ihres Effektes ultra vires4 

sind und sich der Kontrolle durch den legitimen Rechtssetzer entziehen bzw. über 

dessen Willen hinausgehen (vgl. EP 2007: 6f.; Stefan 2012: 887), was demokratie-

theoretische aber auch rechtsstaatliche Fragen aufwirft. Dies wird verstärkt durch die 

Entziehung einer juristischen Überprüfung auf europäischer Ebene. 

 

3. Rationalistische Erklärungsansätze zur Nutzung von Soft Law 

Um die Erklärungsversuche rationalistischer Theoretiker_Innen verstehen zu können, 

ist es zunächst erforderlich, sich die Grundannahmen des theoretischen Ansatzes  

anzuschauen, bevor auf die konkreten Erklärungsversuche zur Verwendung von Soft 

Law eingegangen werden kann. 

 

 
3 Hierunter versteht man den „gemeinsamen Besitzstand“ (Zandonella 2009) der EU, also „alle Rechte 

und Pflichten, die für die Mitgliedsstaaten der EU verbindlich sind“ (ebd.). 
4 Eine Entscheidung oder ein Handeln sind ultra vires, wenn die handelnde Organisation ihre Kompe-
tenzen unzulässigerweise überschreitet (vgl. hierzu ausführlich Osieke 1983). 
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3.1 Rationalistische Prämissen 

Rationalistische Erklärungsansätze und Theorien betrachten vor allem Staaten (vgl. 

Finnemore/Sikkink 1998: 887) in der internationalen Politik als zentrale Akteure, de-

ren Verhaltensdispositionen sich durch rationalen Egoismus kennzeichnen (vgl. Bar-

nett 2020: 194). Sie streben nach Nutzenmaximierung innerhalb des, in der Regel als 

anarchisch betrachteten, internationalen politischen Systems (vgl. Hopf 1998: 174ff.). 

Dabei geht es insbesondere um materielle Faktoren und Interessen (vgl. Trubek et 

al. 2005: 8), die konsequent verfolgt werden. Mithin gehen rationalistische Ansätze, 

welche sich in den klassischen Großtheorien der Internationalen Beziehungen, wie 

insbesondere dem Neorealismus aber etwa auch dem Institutionalismus (vgl. ebd.; 

Krell 2004: 346), manifestieren, von einer vorgegebenen, festen Identität der Akteure 

und Strukturmerkmalen des sie umgebenen Systems aus (vgl. Keck 1997: 140). Da-

raus ergibt sich nach dem Grundsatz einer „logic of consequences“ (Trubek et al. 

2005: 8) die Verfolgung der individuellen (materiellen) Zielvorstellungen eines jeden 

Akteurs durch eine Strategie, die auf die Verwirklichung der determinierten Interessen 

zugeschnitten ist. Basierend auf diesen Grundannahmen, gehen Rationalist_Innen 

folglich davon aus, dass die Nutzung des Steuerungsinstruments Soft Law aus einer 

bewussten Auswahl der beteiligten Akteure resultiert (vgl. Lipson 1999: 501), um ge-

mäß einer rationalen Kosten-Nutzen-Rechnung das für sie beste Ergebnis zu erzie-

len. Auf diesen Annahmen aufbauend soll nachfolgend erläutert werden, unter wel-

chen Bedingungen Akteure sich für das Instrument Soft Law entscheiden. 

 

3.2 Annahmen rationalistischer Ansätze zur Verwendung von Soft Law 

Als Standardwerk für einen rationalistischen Erklärungsversuch der Wahl von Soft 

Law gilt der Aufsatz von Abbott und Snidal (2000), der vielfach rezipiert, aber auch 

kritisiert, und unter anderem von Trubek et al. (2005) weiterentwickelt wurde. Dieser 

wird nachfolgend systematisiert und kritisch vorgestellt und unter Berücksichtigung 

des ausgewählten Falls so spezifiziert, dass im Anschluss eine Hypothesenbildung 

möglich wird. Auf Grund der theoretischen Prämissen ist der Blick auf Vor- und Nach-

teile der Nutzung von Soft Law entscheidend, denn es ist ein „tool which can be used 

[…] where […] a treaty is not an option“ (Hillgenberg 1999: 515), also dann, wenn 

Hard Law weniger Nutzen als Kosten hat. Hierbei gibt es für diese Arbeit folgende 

relevante Aspekte, die eng miteinander verbunden sind und lediglich zu analytischen 

Zwecken aufgetrennt werden: 

 

3.2.1 Souveränitätskosten 

Einigen sich Staaten auf eine Policy in der internationalen Politik in Form von Hard 

Law, so hat dies möglicherweise einen reduzierenden Effekt auf ihre Souveränität 
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(vgl. Abbott/Snidal 2000: 436), der als Kostenfaktor betrachtet wird. Souveränität hat 

dabei grundlegend zwei zu beachtende Dimensionen. Einerseits innere Souveränität, 

welche die vollumfängliche Ausübung von Hoheitsrechten durch eine Staatsgewalt 

innerhalb der Staatsgrenzen bezeichnet (vgl. Schubert/Klein 2018: 305). Andererseits 

nach außen gerichtete Souveränität, welche die völkerrechtlich vollständige Autono-

mie und Gleichheit der Staaten als Grundprinzip internationalen Rechts beschreibt 

(vgl. ebd.). Vorliegend werden bewusst beide Dimensionen in den Blick genommen, 

da möglicherweise Kosten sowohl auf der nach innen gerichteten wie nach außen 

gerichteten Seite entstehen können. 

 

Souveränitätskosten können insbesondere dann entstehen, wenn zu der formalrecht-

lichen Verpflichtung einer Norm die Dimensionen einer hohen Präzision, welche den 

eigenen Ermessensspielraum der Staaten begrenzt, und einer Delegation von Ent-

scheidungs- und Auslegungsmacht an Dritte hinzutritt (vgl. Abbott/Snidal 2000: 437f.; 

Trubek et al. 2005: 11). Hat eine Norm lediglich entlang der Dimension einer formal-

rechtlichen Verpflichtung eine starke Ausprägung und verbleibt insbesondere die Di-

mension der Delegation weitgehend unausgeprägt, so entstehen zwar auch Souve-

ränitätskosten, wie die spieltheoretische Literatur des Gefangenendilemmas (vgl. Hol-

ler/Illing 2009: 54ff.) zeigt, denn „in order to achieve better collective outcomes“ (Ab-

bott/Snidal 2000: 437) trägt das Verhalten der anderen souveränen Völkerrechtssub-

jekte nur  in seiner Gesamtschau zu dem gewünschten Ergebnis internationaler Ko-

operation bei (vgl. ebd.; Keohane/Nye 1977: 52ff; 61f.). Treten dann aber auch noch, 

wie es bei Hard Law üblicherweise der Fall ist, die beiden anderen Dimensionen 

hinzu, so steigen die potentiellen Kosten erheblich, wie es sich etwa nach der Dele-

gation an internationale Gerichte, insbesondere dem EuGH, gezeigt hat, da die Ge-

fahr einer Verurteilung besteht (vgl. Kapitel II, 2; vgl. Abbott/Snidal 2000: 437).  

 

Allerdings haben nicht nur die Dimensionen des gewählten Kooperationsinstruments 

Einfluss auf diese Kosten. Vor allen Dingen ist es das Politikfeld, das auf Grund seiner 

Charakteristika die Gefahr zu hoher oder unerwarteter Souveränitätskosten birgt (vgl. 

ebd.: 440): 

Sovereignty costs are at their highest when international arrange-
ments impinge on the relations between a state and its citizens or 
territory, the traditional hallmarks of (Westphalian) sovereignty 
(ebd.). 

Diese Beziehung zwischen einem Staat und seinen Bürger_Innen (innere Souveräni-

tät) bzw. der territorialen Integrität (äußere Souveränität) ist besonders in Bereichen 

der High Politics berührt. Das Konzept von High Politics ist aus den europäischen 
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Integrationstheorien bekannt und wurde vor allem im Intergouvernementalismus ver-

wendet, der auch den rationalistischen Theorieschulen zuzurechnen ist. Darunter ver-

steht man Politikfelder, die in hohem Maße politisch kontrovers sind und auf Grund 

ihrer strategischen Bedeutung (Bieling 2012: 86) Staaten dazu verleiten „nationale 

Souveränitätsvorbehalte [zu] artikulieren“ (Bieling/Lerch 2012: 22) und somit Hard 

Law tendenziell ablehnend auf Grund eines befürchteten Nullsummenspiels, also 

eine Situation in der die Vorteile, die befürchteten Souveränitätskosten allenfalls de-

cken nicht aber übersteigen können (vgl. Holler/Illing 2009: 55f.), gegenüber stehen. 

Abgrenzend sind Low Politics Bereiche, in denen es jene Vorbehalte auf Grund des 

geringen Politisierungsgrades nicht gibt (Bieling 2012: 86), im Hinblick auf ver-

pflichtende und durchsetzbare Normen unproblematischer. So sind etwa im Bereich 

technischer Fragen, wie die Breite von Schienen für den internationalen Bahnverkehr, 

mit geringen Eingriffen in staatliche Souveränität verbunden und „the incidence of 

legalized agreements is correspondingly high“ (Abott/Snidal 2000: 441). Bei der Asyl- 

und Flüchtlingspolitik hingegen, die hier untersucht werden soll, handelt es sich un-

zweifelhaft um High Politics, denn sie ist mit Sicherheitsinteressen und der territoria-

len Integrität der Staaten verbunden, die das Recht für sich beanspruchen, zu ent-

scheiden, wer Teil der auf dem Staatsgebiet lebenden und geduldeten Bevölkerung 

ist (vgl. Huisken 2014: 14ff.). Durch die Auswahl von Soft Law könnte ein Eingriff in 

dieses Selbstverständnis vermieden oder zumindest abgeschwächt werden. 

 

Auch wenn der theoretische Basistext von Abbott und Snidal sowie die meisten Re-

zipierenden lediglich Staaten und die Auswahl von Steuerungsinstrumente durch sel-

bige in den Blick nehmen, lässt sich hieraus auch ein Handlungszwang für eine sup-

ranationale Institution wie der Europäischen Kommission formulieren. Wenngleich sie 

in Ermangelung von Staatsgebiet und Staatsvolk naturgemäß schon nicht die glei-

chen Souveränitätsinteressen haben kann, ist sie dennoch in gewisser Weise an die 

Berücksichtigung der entsprechenden Dispositionen der MS gebunden, die als „Her-

ren der Verträge“ im politischen System der EU gelten (vgl. Wessels 2009: 406). Au-

ßerdem ist die Zustimmung der MS im Rat als Ko-Rechtsetzer für die Verabschiedung 

von Hard Law zwingend erforderlich (vgl. Art. 294 XIII AEUV). Daher ist die Nutzung 

von Soft Law eine adäquate Möglichkeit diesen Souveränitätsvorbehalten zu begeg-

nen (vgl. Trubek et al. 2005: 11), auch wenn die Gefahr von Trittbrettfahrern steigt, 

die sich wegen des fehlenden, zwingenden Charakters womöglich nicht an Koopera-

tionsergebnisse halten. Aus diesem Grund ist auch davon auszugehen und muss 

nachdrücklich konstatiert werden, dass gerade nicht-staatliche Akteure Hard Law Lö-

sungen bevorzugen, um eine bessere Durch- und Umsetzung zu gewährleisten. D.h. 
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Ziel für Akteure ohne nationalstaatliche Souveränitätsinteressen bleibt es stets, Soft 

Law zu „härten“ (vgl. O’Connell 2000: 111). 

 

3.2.2 Verhandlungskosten 

Eng mit Souveränitätskosten verbunden sind Kosten für das Aushandeln von Hard 

Law, die Völkerrechtssubjekte dazu bewegen könnten, sich stattdessen oder über-

gangsweise, bei langanhaltenden Verhandlungen, für Soft Law zu entscheiden. Damit 

ein politisches Kooperationsergebnis erreicht werden kann, gibt es in der Regel Ver-

handlungen über die konkrete Ausgestaltung, die je nach Intensität mit Kosten, wie 

etwa langwierigen und komplexen Verfahren, verbunden sind (vgl. Trubek et al. 2005: 

11f.). Verhandlungen sind sowohl bei Soft als auch bei Hard Law denkbar. Allerdings 

sind höhere Kosten bei Verhandlungen von Hard Law Normen zu erwarten, da Staa-

ten sich hier formalrechtlich binden und bei nicht-Einhaltung höhere Kosten, wie etwa 

die Verurteilung durch ein internationales Gericht, zu befürchten haben (vgl. Ab-

bott/Snidal 2000: 434). So wurde im Jahr 2018 beispielsweise die Bundesrepublik 

Deutschland vom EuGH für die unzureichende Implementierung einer EU-Richtlinie 

zum Gewässerschutz verurteilt (vgl. ZEIT ONLINE 2018a). Außerdem besteht die 

Gefahr, dass solche Gerichte bzw. Akteure an welche die Durchsetzungs- und Über-

wachungskompetenz delegiert wurde, eine Eigendynamik entwickeln, die sich dem 

Einfluss durch die Staaten zunehmend entzieht, was sich insbesondere beim EuGH 

gezeigt hat (vgl. Höpner 2008: 12-18; 23-29).  

 

Gerade bei High Politics sind harte und langwierige Verhandlungen zwischen Staaten 

auf Grund von Kooperationsaversionen, motiviert durch die beschriebenen Souverä-

nitätsinteressen erwartbar. Ein hoher Politisierungsgrad macht verhärtete Fronten 

und einen vollständigen Stillstand von Verhandlungen wahrscheinlicher (vgl. Ab-

bott/Snidal 2000: 435f.). Soft Law scheint somit um ein Vielfaches einfacher erreich-

bar zu sein, wenngleich wegen der vergleichsweisen geringen Kosten für die Verlet-

zungen von festgelegten Soft Law Bestimmungen womöglich die Gefahr von Non-

Compliance besteht (vgl. ebd.: 434), ebnet es doch den Weg hin zu einem Kompro-

miss. Daher ist anzunehmen, dass Soft Law als Lösungsansatz zum Tragen kommt, 

wenn Verhandlungen über Hard Law zu hohe Kosten etwa dadurch verursachen, 

dass es in Verhandlungen zu einer Art Stillstand gekommen ist, aber ein Kooperati-

onsergebnis zu erreichen, dennoch Ziel der politischen Auseinandersetzung bleibt. 

 

3.2.3 Einfachheit/ Schnelligkeit 

Auf Grund seiner Eigenschaften bietet Soft Law darüber hinaus den Vorteil von ein-

fachen und unkomplizierten Verfahrensvorgängen (vgl. Hilgenberg 1999: 501), da – 
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wie bereits angesprochen – kein komplexer legislativer Prozess mit mehreren Akteu-

ren, Vetospielern5 und Mehrheitserfordernissen durchlaufen werden muss. Dies 

knüpft an das Argument von geringen Verhandlungskosten für Soft Law an. Oftmals 

entscheiden internationale Organisationen bzw. deren (supranationalen) Organe, 

über Soft Law und sind regelmäßig dazu befugt dieses unilateral zu erlassen (s. KOM, 

UNHCR), was im theoretischen Ansatz von Abbott und Snidal unbeleuchtet bleibt. So 

gibt es etwa kein formal festgelegtes Verfahren für das Erlassen von Empfehlungen 

und Stellungnahmen für die Europäische Kommission; stattdessen kann sie dies aus 

eigenem Antrieb und ohne Dritteinwirkung tun (vgl. Art. 288, 292 S. 4 AEUV). Dabei 

ist natürlich nicht auszuschließen, dass es informelle Verhandlungskanäle gibt, über 

welche die Adressaten von Soft Law möglicherweise versuchen auf etwaige Verhal-

tensregeln Einfluss zu nehmen.  Auf Grund dessen kann Soft Law schnell und situativ 

dazu beitragen, Lösungen für bestimmte Policy Probleme zu kreieren (vgl. Lipson 

1999: 501). Darüber hinaus können ohne komplexe Vertragsrevisionen „weichere“ 

Normen gezielt genutzt werden „to fill gaps of the hard law treaties“ (O’Connell 2000: 

111). 

 

3.2.4 Flexibilität 

Damit geht auch eine gewisse Flexibilität einher, welche als Nutzen für die betroffe-

nen Akteure betrachtet werden kann.  

Sollten also in einem Politikfeld schnelle Änderungen der äußeren Rahmenbedingun-

gen zu erwarten sein, so ist es für Akteure von Vorteil, nicht in intensive Verhandlun-

gen von Hard Law zu investieren (vgl. Lipson 1999: 502; Abbott/Snidal 2000: 441ff.), 

die auf Grund des damit verbundenen Ratifizierungs- oder Rechtsetzungsverfahrens 

nur schwer flexibel diesen Bedingungen angepasst werden können, sondern Soft Law 

zu nutzen, um trotzdem eine inhaltliche Festlegung in der Sache zu erreichen. Damit 

soll aber keineswegs impliziert werden, dass Soft Law generell Hard Law vorgezogen 

wird. Oft werden weiche Formen auch als Ergänzung und Präzisierung von Hard Law 

Normen verwendet, um eine einheitliche Implementation oder ebenjene Anpassung 

unpräziser Bestimmungen an veränderte Umweltbedingungen zu gewährleisten (vgl. 

O’Connell 2000: 110f.; Reinecke/Witte 2000: 97; Shaffer/Pollack 2011: 1161ff.). Soft 

Law sollte daher nie eindimensional 

seen as substitutes for hard law and more traditional forms of inter-
governmental cooperation, but as supplements responding to a 
changing environment (Reinicke/Witte 2000: 97). 

 
5 Bei Vetospielern handelt es sich um Akteure in einem politischen System ohne dessen Zustimmung 

oder zumindest dessen permissiven Konsens kein Policy Change möglich ist (vgl. Schubert/Klein 2018: 
355).  
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Außerdem kann durch anfängliches Nutzen von Soft Law schnell auf ein auftretendes 

Problem reagiert (vgl. Trubek et al. 2005: 12) und so der Beginn einer Kooperation in 

einem neuen Politikfeld angestoßen werden. Somit ist Soft Law Kompromissen zwi-

schen divergierenden Interessen in langwierigen Verhandlungen (vgl. Hillgenberg 

1999: 501) aber auch im Falle großer zukünftiger Unsicherheiten dienlich (vgl. Ab-

bott/Snidal 2000: 442; O’Connell 2000: 110). Schließlich können Staaten, sollten sie 

feststellen, dass die Normen eines Soft Law Kompromisses unvorteilhaft für sie sind, 

diese einfach unangewendet lassen ohne notwendigerweise dadurch hohe Risiken in 

Kauf nehmen zu müssen, wenngleich es bei konkretisierendem Soft Law zu einer 

Selbstbindung von Verwaltungseinheiten kommen kann (s. Kapitel II, 2). Stellt sich 

allerdings heraus, dass diese Normen vorteilhaft sind, so ist Soft Law eine Basis für 

zukünftige Hard Law Kooperationen (vgl. Abbott/Snidal 2000: 446f.; Trubek et al. 

2005: 12). Es fungiert insofern als „günstige“ Vorstufe für Hard Law. 

 

4. Konstruktivistische Erklärungsansätze zur Nutzung von Soft Law 

Auch hier ist es zunächst wieder sinnvoll, sich die Prämissen konstruktivistischer The-

oretiker_Innen anzuschauen, bevor auf die konkreten Erklärungsversuche eingegan-

gen werden kann, die wiederum aus Gründen der Schwerpunktsetzung auf den aus-

gewählten Fall spezifiziert werden. 

 

4.1 Konstruktivistische Prämissen 

Anders als bei rationalistischen theoretischen Ansätzen, sind aus konstruktivistischer 

Perspektive die Struktur und die Verhaltensdispositionen von Akteuren nicht exogen 

gegeben und durch rationalistisches Verhalten von vorneherein determiniert, sondern 

das Ergebnis kollektiver Identitätsbildungsprozesse (vgl. Risse 2004: 146f.). Es wird 

also nicht von einer rationalen Kosten-Nutzen-Abwägung ausgegangen, in der kon-

sequenterweise eine bestimmte Auswahl zwischen existierenden Verhaltensoptionen 

getroffen wird, die den Nutzen bzw. Präferenzen eines Akteurs maximieren (vgl. Krell 

2004: 352). Vielmehr werden Interessen und Strukturen als eine Variabel betrachtet 

(vgl. Hopf 1998: 176), die sozial konstruiert und keineswegs gegeben ist (vgl. Krell 

2004: 349ff.). Diese vom Menschen sozial konstruierten Strukturen werden gleich-

wohl als naturgegeben betrachtet und vom Menschen als „fremde Kapazität, ein opus 

alienum, über das er keine Kontrolle hat“ (Berger/Luckmann 2005: 94); Hervorhebung 

hinzugefügt) wahrgenommen, ohne zu erkennen, dass es „den Stempel der Gesell-

schaftsstruktur [trägt] (ebd.: 194). So hat etwa Alexander Wendt in seinem Standard-

werk „Anarchy is what States Make of it: The Social Construction of Power Politics” 

(1992: insb. 391-403) darauf hingewiesen, dass die vor allem vom Neorealismus 
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angenommene Struktur der Anarchie von Staaten und den agierenden Individuen 

konstruiert und eben nicht qua natura vorgegeben ist. 

Aus diesem Grund spielen in den konstruktivistischen Perspektiven materielle Inte-

ressen und egoistische Strategien zwar auch eine Rolle, sie stellen aber lediglich „ei-

nen geringen Teil der gesamten Wirklichkeit“ (Krell 2004: 349) dar und bekommen 

erst in Kombination mit ideellen Faktoren eine entsprechende Bedeutung. Demnach 

definieren sich die Identitäten von Akteuren in einem gesellschaftlichen System durch 

geteilte Ideen, Vorstellungen und Werte, die sich in einem (politischen) Prozess ent-

wickeln, verändern und von Akteuren internalisiert und zum Teil ihrer Identität werden 

(vgl. ebd.: 348; Barnett 2020: 202ff.; Paster 2005). Mithin folgen kollektive Akteure 

nicht einer „logic of consequences“, wie aus rationalistischer Perspektive, sondern 

einer „logic of appropriateness“, wonach Akteure (hier nicht nur überwiegend Staaten) 

das tun, was sie, eingebettet in ein Kollektiv, für angemessen und legitim halten. Sie 

folgen so den Verpflichtungen, die sie auf Grund ihrer Identität und ihrer Zugehörigkeit 

zu einer Gruppe empfinden (vgl. Barnett 2020 198; March/Olsen 2011: 478f.). Es geht 

also um  

„identity-driven conceptions of appropriateness more than con-
scious calculations of costs and benefits” (March/Olsen 2011: 481f.) 

Dabei spielen Normen eine entscheidende Rolle, die 

“collective expectations for the proper behaviour of actors with a 
given identity” (Katzenstein 1996: 5) 

beschreiben. Zu diesen (sozialen) Normen zählt unter anderem Soft Law, auf das 

nachfolgend spezifisch und unter Berücksichtigung auf die Fallauswahl eingegangen 

wird. 

 

4.2 Annahmen konstruktivistischer Ansätze zur Verwendung von Soft Law 

Zentral für den konstruktivistischen Ansatz in Bezug auf die Verwendung von Soft 

Law ist der Aufsatz von Finnemore und Toope (2001), in dem vor allem in kritischer 

Abgrenzung zu den rationalistischen Erklärungsversuchen von Abbott und Snidal 

(2000) ein breiterer und soziologisch geprägter Blickwinkel auf Recht und Normen 

eingenommen wird. 

 

4.2.1 Kritik am Mainstream-Ansatz 

Anders als in der breiten rationalistischen und rechtswissenschaftlichen Literatur an-

genommen, gehen Konstruktivist_Innen nicht davon aus, dass Soft Law bewusst von 

bestimmten Akteuren als Steuerungsinstrument ausgewählt wird, sondern vielmehr 

das Ergebnis eines Prozesses sozialer Interaktion ist und sich somit aus der 
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politischen, normativen Praxis ergibt (vgl. Trubek et al. 2005: 13). Finnemore und 

Toope lehnen darüber hinaus den eingangs erläuterten Dreiklang der gängigen Kon-

zeptualisierung von Soft Law aus Verpflichtung, Präzision und Delegation ab und be-

scheinigen ihm ein missverständliche Implikation der zu erwartenden Auswirkungen 

und damit auch den damit verbundenen Gründen für die Verwendung von Soft Law 

(vgl. Finnemore/Toope 2001: 747ff.). Ähnlich wie Alvarez (2005) gehen die beiden 

Autor_Innen davon aus, dass es nicht darauf ankommt, ob eine Norm tatsächlich for-

malrechtlich verpflichtende Wirkung hat, sondern, dass es entscheidend ist, ob sich 

die betroffenen Akteure einer bestimmten Verhaltensregel oder Erwartungshaltung 

gegenüber verpflichtet fühlen (vgl. Finnemore/Toope 2001: 755). Diese „felt obliga-

tion“ (ebd.: 753) kann also auch auf ungeschriebene soziale Konventionen (z.B. das 

Händeschütteln mit der rechten statt mit der linken Hand) zutreffen, denen sich inter-

nationale Akteure auf Grund ihrer Identität eher verpflichtet fühlen als hierarchischen 

und formell verabschiedeten Rechtsnormen, die als Hard Law zu kategorisieren sind. 

So haben etwa Untersuchungen zur Compliance von lateinamerikanischen Staaten 

mit internationalem Hard Law für Menschenrechte ergeben, dass ein höherer Ver-

pflichtungsgrad keineswegs zwangsläufig bedeutet, dass sich Staaten eher daran 

halten (vgl. Lutz/Sikkink 2000: 654ff.). 

 

4.2.2 Autorität von Recht 

Gleichwohl kann Recht auf Grund des Verständnisses und der Bedeutung, welches 

ihm Akteure beimessen, bedeutende Auswirkungen auf die Entwicklung von Normen 

im konstruktivistischen Sinne haben. So wird anerkannt, dass Recht dazu in der Lage 

sein kann, Vertrauen zwischen Akteuren herzustellen (vgl. Simmons 2000: 819f.), da 

auf Grund der innerstaatlichen Erfahrungen von hierarchischen Rechtsnormen, diese 

grundsätzlich als einhaltungswürdig betrachtet werden. Darüber hinaus erlangt eine 

Norm durch formalrechtliche Verbindlichkeit  einen hohen Grad an Autorität (vgl. 

Finnemore/Toope 2001: 752), was dazu führt, dass Hard Law eher dazu in der Lage 

ist, Akteure zur Re-definition ihrer eigenen Identität und Präferenzen zu bewegen und 

damit für Governance eine entscheidende Bedeutung gewinnt. Der Begriff der Auto-

rität ist im Konstruktivismus von großer Wichtigkeit, da durch sie einzelne Wirkme-

chanismen der Normentwicklung, die nachfolgend vorgestellt werden sollen, verstärkt 

werden. Dabei ist der Begriff der Autorität von Macht zu differenzieren. Zu Unterschei-

dung sei hierzu kurz ausgeführt, dass Macht die Möglichkeit eines Akteurs beschreibt, 

seine Interessen auch gegen den Willen anderer durchzusetzen, während Autorität 

sich dadurch auszeichnet, dass es zu einer „voluntary recognition“ (Venzke 2013: 

383) kommt, die in der hohen sozialen Anerkennung der Argumente des mit Autorität 

ausgestatten Akteurs oder der mit Autorität ausgestatten Norm liegt (ebd.).  Aber auch 
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hier kann eine zu starke Fokussierung auf Hard Law – ähnlich wie es bei rationalisti-

schen Annahmen formuliert worden ist – dazu führen, dass Akteure, deren Verständ-

nis und Werte stark vom verfolgten Ziel abweichen, zu präzise und formalrechtlich 

verpflichtende Normen ablehnen, da sie sich nicht direkt auf eine unliebsame Rege-

lung mit hoher Autorität festlegen möchten (vgl. Finnemore/Toope 2001: 752; Gold-

stein/Martin 2000: 620ff.). Hier könnte sich übergangsweise bzw. als Kompromisslö-

sung Soft Law aus dem kollektiven Normbildungsprozess entwickeln, da die Autorität 

von Hard Law in diesem Fall entsprechend abgeschwächt wird aber dennoch eine 

gewisse Erwartungshaltung an die Adressaten formuliert.  Grundsätzlich gilt zu be-

achten, dass es eine „gap between the law on the books and […] action“ (Trubek/Tru-

bek 2005: 356) gibt. Diese soziale Realität beziehen Konstruktivist_Innen ein, wes-

halb die Unterscheidung von Hard und Soft Law für sie nur insofern relevant ist, als 

dass diese Konzeptionen, welche als konstruiert betrachtet werden, Teil der Identität 

der Akteure geworden ist und somit Berücksichtigung finden muss. Um allerdings hie-

raus Hypothesen ableiten zu können, ist es erforderlich, sich der Konzeption von in-

ternationaler Normdynamik und -entwicklung anzuschauen. 

 

4.2.3 Normdynamik und Wirkmechanismen 

Normen werden hierbei deutlich breiter definiert, nämlich als “a standard of appropri-

ate behavior for actors with a given identity” (Finnemore/Sikkink 1998: 891) und um-

fassen damit sowohl Hard Law also auch weichere Formen sowie reine politische 

Aussagen. Als Referenzrahmen für Normen gilt dabei immer die soziale Gruppe von 

Akteuren, in deren Gemeinschaft entsprechende Normen präsent sind (vgl. ebd.: 

891f.). Mit der theoretischen Entwicklung des Lebenszyklus‘ (vgl. Barnett 2020: 203) 

von Normen und den damit verbundenen Wirkmechanismen wird versucht die Unfä-

higkeit des Konstruktivismus, die auch den rationalistischen Theorien innewohnt, Ver-

änderungen im politischen Prozess zu erklären, zu beseitigen (vgl. Trubek/Trubek 

2005: 355ff.). Dieser Lebenszyklus besteht aus drei Schritten: 

 

An erster Stelle steht die Normentstehung. Dabei wird ein gesellschaftliches Problem 

oder eine wünschenswerte Norm durch einen oft mit Autorität ausgestatteten Akteur 

auf die Tagesordnung der politischen Auseinandersetzung (Agenda Setting) gesetzt 

(Helfer/Voeten 2014: 82) und im Kontext entsprechend interpretiert sowie dramatisiert 

(Framing) (vgl. Finnemore/Sikkink 1998: 897). Auf diese Weise wird die erforderliche 

Aufmerksamkeit hergestellt, die erreicht werden soll, damit es zum nächsten Schritt 

des Lebenszyklus einer Norm kommen kann. Üblicherweise wird dies von sogenann-

ten „Normunternehmern“ angestoßen. Dabei handelt es sich um Akteure – üblicher-

weise internationale Organisationen oder Nichtregierungsorganisationen (vgl. Barnett 
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2020: 203) –, welche klare Vorstellungen von dem ihrer Ansicht nach  angemessenen 

Verhalten („logic of appropriateness“) haben, und versuchen diese in dem System, in 

dem sie eingebettet sind, durchzusetzen. Die dabei zum Tragen kommenden Wirk-

mechanismen lassen sich als top down Beziehung von Normunternehmer hin zu den 

anderen Akteuren charakterisieren (vgl. Trubek/Trubek 2005: 360). Sie bestehen aus  

Shaming, also öffentlicher Kritik (vgl. Trubek et al. 2005: 17) sowie vor allem aus ar-

gumentative Überzeugungsarbeit (Persuasion), die andere dazu bewegen soll, sich 

an der Bildung einer neuen Norm zu beteiligen (vgl. Barnett 2020: 203; 

Finnemore/Sikkink 1998: 897). Die Gründe für das Agieren des Normunternehmers 

können vielfältig sein und sind unzureichend theoretisiert (Finnemore/Sikkink 1998: 

896). Allerdings sind sowohl moralisch-ideologische Gründe ebenso wie eigene, ego-

istische Interessen denkbar (vgl. ebd.: 897), wie etwa eine supranationale Handlungs-

logik die eigenen Kompetenzen auszubauen (vgl. Höpner 2008: 12-18). Dabei kann 

eine Norm als Vorläufer dienen, um perspektivisch weitreichendere Ergebnisse zu 

erzielen, wie das Zitat: 

„[…] for an emergent norm to reach a threshold and move toward  
the second stage, it must become institutionalized in specific sets 
of international rules […]” (Finnemore/Sikkink 1998: 900) 

zeigt. Diese Annahme kann daher auch für Soft Law als mögliche Vorstufe für eine 

harte Regelung gelten, die aber bei der gegenwärtigen Interessen- und Identitäts-

konstellation der Mehrheit der Akteure noch nicht denkbar ist. 

 

Der zweite Schritt kann nur eintreten, wenn es dem Normunternehmer gelingt eine 

„critical mass“ (ebd.: 901) von Akteuren – demnach üblicherweise Staaten – von der 

Norm zu überzeugen. Zu dieser „critical mass“ zählen Staaten, ohne die die Bemü-

hungen des Normunternehmers nicht erfolgreich sein können (ebd.). Diese Staaten 

bzw. Akteure kann man sowohl quantitativ, also zahlenmäßig, als auch qualitativ, 

nach der normativen Bedeutung eines Akteurs innerhalb eines Systems, bemessen. 

Insofern stellen diese Akteure in gewisser Weise Vetospieler für die Normdynamik 

dar. Gelingt die Überzeugung dieser „critical mass“, dann wird eine Schwelle, die als 

„tipping point“ (Barnett 2020: 203) bezeichnet wird überschritten, sodass es zu einer 

sogenannten „Normkaskade“, also einer Art Automatismus, kommt, die als zweiter 

Schritt im Lebenszyklus einer Norm zu betrachten ist (vgl. ebd.). Nun treten weitere 

Wirkmechanismen hinzu, die nicht nur top down vom Normunternehmer hin zu den 

anderen Akteuren, sondern auch zwischen diesen stattfinden. Hierbei sind besonders 

wechselseitige Deliberationsprozesse, Nachahmung von Policies oder Politics, Ler-

nen von anderen sowie, damit eng verbunden, Netzwerke zwischen Akteuren zur 

Verbreitung und Verbesserung der Norm, aber auch Konformitätsdruck und 
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Reputationszwänge in der breiten Literatur bedeutsam (vgl. Barnett 2020: 203; Tru-

bek/Trubek 2005: 352ff.; Trubek et al. 2005: 17f.). Während der Normkaskade werden 

Normen folglich innerhalb des Systems verbreitet (Normdiffusion; vgl. 

Finnemore/Sikkink 1998: 902ff.) und zunehmend Teil der Identität der beteiligten Ak-

teure auch über die kritische Masse hinaus. 

 

Schließlich kann als Ergebnis dieser Kaskade an Normdiffusionen als dritter Schritt 

die Verinnerlichung der Werte und Normen durch die Akteure stehen, da sie bereits 

fester Bestandteil ihrer Identität geworden sind: 

„At the extreme of a norm cascade, norms may become so widely 
accepted that they are internalized by actors and achieve a ‘taken-
for-granted’ quality that makes conformance with the norm almost 
automatic” (Finnemore/Sikkink 1998: 904). 

Es wird allerdings zurecht darauf hingewiesen, dass nur weil Normen internalisiert 

worden sind, diese nicht notwendigerweise beständig bleiben, wie es von Finnemore 

und Sikkink impliziert wird, sondern sehr wohl auch Rückschritte oder Revisionen der-

selben möglich sind (vgl. Barnett 2020: 204), womit an die Kritik der Unfähigkeit des 

Erklärens von Veränderung angeknüpft wird. Es können so zwar positive Verände-

rungen hin zu einer Norm, nicht aber auch ein Trend in die entgegengesetzte Rich-

tung erklärt werden. Dies ist nur möglich durch eine sich etablierende, entgegenste-

hende Norm. 

 

 
Abb. 3: Lebenszyklus einer Norm (Finnemore/Sikkink 1998: 896) 

 

5. Zusammenführung und Hypothesenbildung 

Die systematisierte Aufarbeitung des theoretischen Forschungsstands zur Nutzung 

von Soft Law hat gezeigt, dass beide Ansätze das Steuerungsinstrument erklären 

aber dabei „different analystical prisms“ (Trubek et al. 2005: 14) haben und eine an-

dere Schwerpunktsetzung ausarbeiten. Die Grundannahme „interests imply choices“ 

(Hopf 1998: 176) teilen sie jedoch. 

Während rationalistische Ansätze im Zusammenhang mit Soft Law eine nüchterne 

und rationale Kosten-Nutzen-Abwägung eines Akteurs in den Fokus der Analyse set-

zen, interessieren sich Konstruktivist_Innen für die Entwicklung von Normen inner-

halb eines sozialen Systems unter der Interaktion verschiedener Akteure mit nicht-
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determinierten Identitäten. Bei isolierter Betrachtungsweise beider Ansätze fallen 

blinde Flecken auf, die keine adäquaten theoretischen Erwartungen zulassen. Neben 

dem Mangel beider Ansätze, Veränderungen zu beschreiben, unterschätzen rationa-

listische Theorien, dass Akteure nicht nur rationale Kosten-Nutzen-Abwäger sind wie 

ein homo oeconomicus, sondern womöglich auch durch Werte oder sozialen Kontext 

geprägt werden. Im Konstruktivismus hingegen bleiben, auch wenn sie nicht explizit 

ausgeschlossen werden, ebensolche Abwägungen von Gewinn oder Verlust durch 

Soft Law weitgehend unbeleuchtet und ein zu starker Fokus wird auf lineare Prozesse 

einer positiven Normbildung hin zu mehr Gemeinschaft gelegt. Daher ist es geboten, 

die beiden Ansätze nicht als sich ausschließende Konkurrenten zu betrachten, son-

dern vielmehr als komplementären, theoretischen Analyserahmen zu verstehen, um 

die jeweiligen Nachteile der Theorieschulen zu minimieren, bei gleichzeitigem Zuge-

winn einer breiteren Perspektive. Für eine solche hybride Vorgehensweise haben be-

reits zahlreiche Autor_Innen als Gegentrend zu exklusiven Betrachtungsweisen plä-

diert, die immer noch weit verbreitet sind (vgl. Trubek et al. 2005). 

 

Mit Blick auf diese Zusammenführung und dem bisherigen Forschungsstand, lassen 

sich folgende Hypothesen, also theoretische Erwartungshaltungen für den ausge-

wählten Fall (vgl. Flick 2009: 41f.), formulieren: 

 

Wie Abbott und Snidal gezeigt haben, kann die Nutzung bzw. Auswahl von Soft Law 

erhebliche Vorteile, wie geringere Souveränitäts- und Verhandlungskosten oder aber 

mehr Flexibilität und Einfachheit mit sich bringen, die aber vor allem den Nachteil 

mangelnder Verbindlichkeit und Durchsetzbarkeit haben, was Trittbrettfahrer wahr-

scheinlicher macht. Daher lässt sich mit Blick auf die europäische Resettlement-Poli-

tik als High Politics, und die damit verbundenen und beschriebenen Kostenverschär-

fungen in einzelnen Bereichen, annehmen, dass die Kosten für Empfehlungen und 

Stellungnahmen der Europäischen Kommission vor dem Hintergrund der damit ver-

bundenen Nachteile, geringer sind als andere Formen der Governance oder Hard 

Law. Somit lautet die erste Hypothese: 

 

[H1] Die Kommission nutzt Soft Law wegen zu hoher Kosten anderer Steuerungs-

instrumente in der europäischen Resettlement-Politik. 

 

Mit Blick auf das konstruktivistische Modell zum Lebenszyklus von Normen ist die  

erste der drei erläuterten Phasen besonders bedeutsam, wenn die Gründe der Nut-

zung von Soft Law im Zentrum des Forschungsinteresses stehen. Damit eine Norm 

genutzt werden kann ist es schließlich erforderlich, dass diese zunächst in das 
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politisch-gesellschaftliche System eingeführt und auf die Tagesordnung der anderen 

Akteure gesetzt wird. Bei Empfehlungen und Stellungnahmen der Europäischen 

Kommission ist daher zu erwarten, dass diese der relevante Akteur ist, der versucht 

eine „critical mass“ von Staaten zu überzeugen, die eigene Identität neu zu definieren, 

weshalb angenommen wird: 

 

[H2] Die Kommission agiert mit der Festlegung von Soft Law als Normunternehmer 

in der europäischen Resettlement-Politik. 

 

Die dritte Hypothese formuliert eine Erwartungshaltung, die aus unterschiedlichen 

Gründen sowohl in den rationalistischen als auch konstruktivistischen theoretischen 

Grundlagen angelegt ist. In beiden Theorieschulen wird davon ausgegangen, dass 

Soft Law eine Vorstufe von Hard Law Normen sein kann. Entweder, um Akteure mit 

den Kosten und Nutzen vertraut zu machen und Verhandlungskosten etwa bei einem 

Deadlock zu reduzieren (rationalistisch) oder aber, als eingeführte Norm, die nach 

erfolgreicher Internalisierung als Grundlage für eine weitere fortschreitende Normdy-

namik im ausgewählten Politikfeld dienen kann (konstruktivistisch): 

 

[H3] Die Empfehlungen und Stellungnahmen der Kommission werden vorbereitend 

für mögliches Hard Law in der europäischen Resettlement-Politik genutzt. 

 

III. Methodendiskussion 

In diesem Kapitel wird die bereits einleitend angerissene Vorgehensweise in Form 

einer Fallstudie präzisiert, um die Basis für die analytische Überprüfung der Hypothe-

sen herzustellen. In diesem Zusammenhang werden die Fallauswahl und Grenzen 

des methodischen Ansatzes erläutert. 

 

1. Fallstudie als grundlegende, politikwissenschaftliche Methode 

Bei Fallstudien handelt es sich um ein Forschungsdesign, das in vielen wissenschaft-

lichen Disziplinen zu unterschiedlichen Zwecken bekannt ist und rege Anwendung 

findet (vgl. Anastas 1999: 93). Die Fallstudie hat sich dabei zum Basisdesign politik-

wissenschaftlicher, nicht-standardisierter small-N Forschung entwickelt (vgl. Blatter 

et al. 2018: 174; Flick 2009: 184) und kann als  

„an empirical inquiry that investigates a contemporary phenomenon 
(the ‘case’) within its real-life context, especially when the bounda-
ries between phenomenon and context may not be clearly evident” 
(Yin 2014: 16) 
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definiert werden. Dabei sind mit dem gewählten Forschungsdesign verschiedene Ziel-

setzungen verfolgbar, zu denen insbesondere auch die theoretische Erklärung von 

empirischen Phänomenen gehört, was Ziel der vorliegenden Arbeit ist. Auf diese 

Weise können Forschungsfragen nach einem „Wie“ oder „Inwiefern“ (s. Forschungs-

frage) mit diesem methodischen Ansatz erforscht werden, der sich besonders nützlich 

zur Untersuchung politischer Prozesse bzw. Entwicklungen (Politics) und Ergebnisse 

(Policy) in einem Politikfeld erwiesen hat (vgl. Anastas 1999: 94; Blatter et al. 2018: 

268; Yin 2014: 9ff.). 

 

Bei der konkreten Ausgestaltung von Fallstudien gibt es verschiedene Idealtypen, von 

denen für die vorliegende Arbeit vordergründig der deduktive Ansatz der Kongru-

enzanalyse angewendet wird. Als Orientierung gilt dabei schwerpunktmäßig der me-

thodische Leitfaden von Blatter et al. (2018). Hierbei wird untersucht, ob ein theoreti-

scher Ansatz dazu geeignet ist, ein empirisches Phänomen zu erklären. Außerdem 

kann bei der Auswahl verschiedener theoretischer Vorannahmen auf diese Weise re-

flektorisch bestimmt und verglichen werden, welche Perspektive besser dazu geeig-

net ist, den ausgewählten Fall zu erklären oder ob diese womöglich in einem „kom-

plementären Verhältnis zueinanderstehen können“ (Blatter et al. 2018: 179; vgl. ebd.: 

179f.; 265f.). Daher bietet sich diese Vorgehensweise für das Forschungsinteresse 

besonders an, da untersucht werden soll, wie sich die Nutzung eines Governance-

Instruments mit Hilfe der beiden gewählten theoretischen Ansätze erklären lässt. Für 

einen solchen deduktiven Ansatz ist es grundsätzlich immer in einem ersten Schritt 

erforderlich, aus den abstrakten theoretischen Perspektiven konkrete Erwartungshal-

tungen, in Form von Hypothesen, zu formulieren und so die Forschungsfrage in über-

prüfbare (Teil-)aussagen zu übersetzen (vgl. Rowley 2002: 19). Dies ist bereits als 

Vorarbeit auf Basis des Forschungsstandes von rationalistischen und konstruktivisti-

schen Erklärungsansätzen in Form von drei Hypothesen (s. Kapitel II und insbeson-

dere Kapitel II, 5) geschehen. 

 

Das für die Analyse notwendige empirische Material (Daten) soll, zweitens, in Form 

einer qualitativen inhaltlichen Analyse aus verschiedensten Quellen (Inhaltsanalyse) 

gesammelt werden (vgl. hierzu ausführlich Blatter et al. 2018: 274ff. sowie Flick 2009: 

131f.). Im Zuge dessen werden insbesondere Primär- aber auch Sekundärquellen in 

den Blick genommen, um Informationen herauszuarbeiten und zu interpretieren, die, 

verglichen mit den theoretischen Erwartungshaltungen,   

„im konkreten Fall als Argument für oder gegen einen spezifischen 
Erklärungsansatz eingesetzt werden [können]“ (Blatter et al. 2018: 
275). 
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Mit Blick auf den ausgewählten Untersuchungsgegenstand können Primärquellen 

beispielsweise Arbeitspapiere, Pressemitteilungen bzw. Stellungnahmen, rechtli-

che/amtliche Dokumente, wie Empfehlungen der Kommission oder EU-Verordnun-

gen und -Richtlinien sein, aber auch Zeitungsartikel bzw. Medienberichte, die sich mit 

den Motiven und Handlungen der beteiligten Akteure auseinandersetzen. Diese Pri-

märquellen sind eigenständig mit Blick auf die formulierten Hypothesen zu interpre-

tieren (vgl. Flick 2009: 131), während Sekundärquellen bereits Schlussfolgerun-

gen/Interpretationen/Einschätzungen/Wertungen – hierzu zählen besonders Artikel 

aus Fachzeitschriften oder rechts- wie politikwissenschaftliche Analysen, Aufsätze 

und sonstige Publikationen von Wissenschaftler_Innen – Dritter enthalten. Hierbei ist 

dann auch eine Reflektion der Hintergründe des_der Forschenden erforderlich (bspw. 

politische Einstellungen oder Finanzierung des Forschungsprojekts), um mögliche 

Abfärbungen dessen auf die Schlussfolgerungen bzw. das Ergebnis erkennen und 

berücksichtigen zu können (vgl. Anastas 1999: 97). 

Selbstverständlich werden auch solche Quellen berücksichtigt, die womöglich der ei-

genen theoretischen Erwartungshaltung widersprechen und zu einem unerwarteten 

Ergebnis führen, das mit Hilfe der gewählten Theorie gar nicht oder nur schlecht er-

klärbar ist. Diese Vermeidung einer Bestätigungsvoreingenommenheit ist ein wichti-

ges Gütekriterium wissenschaftlichen Arbeitens (vgl. Anastas 1999: 96; Rowley 2002: 

20ff.) 

 

2. Fallauswahl 

Entscheidend für eine Fallanalyse ist die Auswahl des Falls, da lediglich ein einziger 

Fall oder nur einige wenige (small-N) untersucht werden sollen (vgl. Anastas 1999: 

101). Dabei ist entscheidend, dass der Fall sich für das Ziel einer Arbeit eignet (vgl. 

ebd.) und auch vom Umfang her kompatibel mit dieser ist. Yin (2014) unterscheidet 

dabei zwischen drei verschiedene idealtypische Fallarten (vgl. Yin 2014: 49ff.), von 

denen für politikwissenschaftliche Ansätze insbesondere „critical case[s]“ (ebd.: 51) 

von Relevanz sind: 

„[They] are in no way statistically representative or ‘ordinary’. In con-
trast they are selected […] because of the opportunity they afford 
for the examination of theory.” (Anastas 1999: 101). 

Die europäische Resettlement-Politik bietet sich für diesen Zweck ausgesprochen gut 

an, da mit Hilfe dieses Falls gleich in mehrfacher Hinsicht die theoretischen Annah-

men zur Nutzung von Soft Law überprüft werden können, die bisher in der Forschung 

weitgehend ausgeblieben sind: Die Nutzung von Soft Law in Politikfeldern, die High 

Politics zuzuordnen sind, und die Verwendung dieses Instruments im Kontext der Eu-

ropäischen Union, wo besonders die Kommission als supranationales Organ eine 
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wichtige Rolle spielt und die Wahl von Soft Law eben nicht bloß durch Staaten getrof-

fen wird. Somit soll untersucht werden, ob sich die aktuelle Situation in der europäi-

schen Resettlement-Politik mit Hilfe der gängigen theoretischen Konzeptualisierun-

gen begreifen lässt oder ob Anlass für eine Anpassung oder Neuentwicklung besteht. 

 

An dieser Stelle ist es wichtig, darauf aufmerksam zu machen, dass der Begriff der 

Resettlement-Politik gerade im europäischen Kontext oft unscharf und teilweise 

falsch verwendet wird. Resettlement-Politik (zu Deutsch: Neuansiedlungspolitik) be-

zeichnet ganz grundsätzlich eine Steuerungsform von Migration, bei der Geflüchtete 

aus einem „Erstzufluchtsland“ (Kleist 2016), die Möglichkeit erhalten, in einem Dritt-

staat dauerhaft neu angesiedelt zu werden und einen dauerhaften Schutzstatus zu 

erhalten, wenn die Rückkehr in ein Heimatland vorerst nicht abzusehen ist. Es handelt 

sich mithin um eine legale, reguläre Form der Gewaltmigration (ebd.). Im EU-Kontext 

allerdings bezeichnet Resettlement die Ansiedlung von Geflüchteten aus einem 

Nicht-EU-Staat. Werden Geflüchtete in der EU hingegen innerhalb des Gemeinsa-

men Europäischen Asylsystems zwischen den Mitgliedsstaaten verteilt, so spricht 

man in Abgrenzung dazu von Relocation, also Umverteilung bzw. Lastenverteilung 

(vgl. Breitenmoser 2017: 34; ERN Datum unbekannt: 1f.). Diese Differenzierung wird 

oft – auch in der wissenschaftlichen Auseinandersetzung – nicht präzise voneinander 

unterschieden (vgl. etwa Breitenmoser 2017: 33f.; Kleist 2016a; Kleist 2016b; di 

Napoli/Russo 2018: 236) und das obwohl sie auf unterschiedlichen primärrechtlichen 

Ermächtigungsgrundlagen fußen (Art. 78 II lit. b und e AEUV). In der vorliegenden 

Arbeit wird sich allerdings lediglich mit Resettlement und nicht mit Relocation ausei-

nandergesetzt. Die häufige Vermengung der beiden Bereiche muss aber bei der In-

haltsanalyse berücksichtigt und entsprechend differenziert werden. 

 

3. Grenzen der gewählten Methodik 

Die ausgewählte methodische Vorgehensweise hat für das formulierte Forschungs-

interesse nicht nur Stärken, sondern weist auch Grenzen auf, die es zu erwähnen gilt. 

Aus den – wie auch immer gearteten – Ergebnissen der Fallstudie kann keine Gene-

ralisierung nach statistischen Gütekriterien erfolgen, da es sich um keinen statisti-

schen Test einer Theorie handelt (vgl. Anastas 1999: 94; Rowley 2002: 20), in der 

etwa auf weitere Einflussfaktoren in Form von Drittvariablen getestet wird. Es kann 

lediglich ein Beitrag zum besseren Verständnis der zu Grunde gelegten Theorie ge-

leistet und eine Aussage darüber getroffen werden, ob diese sich zur Erklärung von 

Governance durch Soft Law in diesem Politikfeld anbietet.  
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IV. Analyse: Die Resettlement-Politik der EU 
 

1. Hintergrund und bisheriger Verlauf 

Qualitativ hochwertige Fallstudien zeichnen sich durch eine umfassende Kontextua-

lisierung aus, um so das Verständnis, die Vorstellungen sowie eine mögliche norma-

tive Haltung des Verfassenden für Leser_Innen erkennbar zu machen. Außerdem ist 

die historische Genese des untersuchten Politikfelds für ein breites Verständnis erfor-

derlich (vgl. Anastas 1999: 96). Diese Kontextualisierung wird nachfolgend systema-

tisiert nach dem Vorbild der Policy-Forschung von Schubert/Bandelow (2014) sowie 

Blum/Schubert (2018) in der gebotenen Kürze vorgenommen. 

 

1.1 Historische Genese 

Traditionell handelt es sich bei Resettlement um eine genuin nationalstaatliche Ange-

legenheit, die aber auf Grund der Dimension der Aufnahme von Geflüchteten aus 

ihrem Erstzufluchtsort durch einen anderen Staat internationaler bzw. zumindest dip-

lomatischer Koordinierung bedarf. Begründet liegt dieser Fokus auf die Nationalstaa-

ten darin, dass internationale Organisationen oder Gemeinschaften von Staaten nicht 

dazu in der Lage sind, Asyl oder einen Flüchtlingsstatus zu gewähren, da diese Fä-

higkeit nach herrschender Auffassung völkerrechtlicher „Ausfluss der Souveränität 

der Staaten“ (Breitenmoser 2017: 23) ist (vgl. Kleist 2016a). Daher hat sich eine In-

tegration dieses Instruments zur koordinierten Steuerung von Gewaltmigration, das 

ursprünglich zur Bewältigung der Folgen des Zweiten Weltkrieges entwickelt wurde 

(vgl. Perrin/McNamara 2013: 1), als Teil der Asyl- und Flüchtlingspolitik recht spät 

entwickelt. Dieser Integrationsprozess des gesamten Politikfelds lässt sich sinnvoll in 

drei Phasen einteilen, welche nachfolgend in ihren wichtigsten Punkten vorgestellt 

werden: 

 

1.1.1 Schrittweise intergouvernementale Koordinierung 

Einhergehend mit einer steigenden Zahl von Asylbewerber_Innen zu Beginn der 

1990er Jahre (vgl. Höllmann 2014: 59f.) haben die europäischen Staaten unabhängig 

voneinander damit begonnen, die Regelungen zur Gewährung von internationalem 

Schutz zu verschärfen und die Standards vor Ort zu senken, um im Vergleich zu an-

deren europäischen Staaten ein weniger attraktives Ziel für Geflüchtete zu sein (vgl. 

Hatton 2005: 106ff.). Um diesem „race to the bottom“ (ebd.: 109) entgegenzuwirken 

und die Teils chaotische Asyl- und Migrationspolitik besser zu koordinieren, wurde 

damit begonnen durch intergouvernementale Minister_Innenkonferenzen und nicht-

bindenden Erklärungen, deren Wirkung sich zwischen EU-Staaten zunehmend aus-

gebreitet hat, eine europäischen Koordinierung zu initiieren. Als wichtiger erster 
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Schritt gilt dabei das Dubliner Übereinkommen. Hierbei handelt es sich um einen völ-

kerrechtlichen Vertrag, der zunächst unabhängig vom Rechtssystem der EU zwi-

schen verschiedenen europäischen Staaten beschlossen worden ist, um eine Las-

tenverteilung und erstmals eine wirkliche Koordinierung der Zuständigkeiten der MS 

in Fragen der Gewaltmigration zu erreichen. Dieses wurde später – in der nächsten 

Phase der Integration – durch EU-Recht in Form der Dublin-II und ab 2013 der Dublin-

III-Verordnung abgelöst (vgl. Filzwieser/Sprung 2010: 23; Hatton 2005: 108f.; Höll-

mann 2016: 60f.). 

 

1.1.2 Wendepunkt in der Asyl- und Flüchtlingspolitik ab 1997 

Mit der Vertragsrevision durch den Vertrag von Amsterdam, der im Jahre 1997 unter-

zeichnet wurde, ist erstmals in der Rechtsgeschichte die Rechtsetzungskompetenz in 

einem derart souveränitätssensiblen Politikfelds auf eine supranationale Organisation 

übertragen worden, indem der Bereich Migration und Asyl von der Dritten, intergou-

vernementalen Säule in die Erste Säule des politischen Systems der EU transferiert 

wurde (vgl. Breitenmoser 2017: 32). Auf Grundlage dieser „Vergemeinschaftung der 

Asylpolitik“ (Filzwieser/Sprung 2010: 24)  wurden vom Europäischen Rat in Tampere 

1999 (EP 1999) und darauf aufbauend im Rahmen des Haager Programms 2004 eine 

vollständige Harmonisierung – soweit völkerrechtlich möglich (s. einleitende Bemer-

kungen zur historischen Genese) – in einem Gemeinsamen Europäischen Asylsys-

tem beschlossen (vgl. Hatton 2005: 109ff.; Höllmann 2014: 72ff.). 

 

In dieser Phase sind erstmals auch ernstzunehmende Koordinierungsversuche im 

Bereich des Resettlements angestoßen worden (vgl. Perrin/McNamara 2013: 5). Dies 

waren vornehmlich auf Freiwilligkeit beruhende Anreizsysteme (European Refugee 

Fund) und Appelle an den, der EU zu Grunde liegenden, Solidaritätsgedanken (vgl. 

ebd.: 7f.; Müller-Graff 2009: 115). 

 

1.1.3 Formalrechtliche Vollendung des GEAS ab 2007 und Pilotprogramm 

Mit der Unterzeichnung des Vertrages von Lissabon von 2007 und damit der Instal-

lierung der aktuellen Vertragsstruktur der Europäischen Union, wurden die Ziele des 

Haager Programms schließlich formalrechtlich verwirklicht und ein GEAS geschaffen. 

Man hat sich im Zuge dessen auf eine geteilte Rechtsetzungskompetenz im Rahmen 

eines ordentlichen Rechtsetzungsverfahren einigen können (vgl. Perrin/McNamara 

2013: 11) 

 

Dies brachte auch neuen Schwung in die Resettlement-Politik, in der immer noch 

große Differenzen zwischen den einzelnen Mitgliedsstaaten herrschen (vgl. Müller-
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Graff 2009: 115). Dabei wurden bis 2013 insbesondere finanzielle Maßnahmen er-

griffen (vgl. Perrin/McNamara 2013: 12) und die Agentur „European Asylum Support 

Office“ gegründet, welche die Zusammenarbeit der MS koordinieren soll (vgl. entspre-

chende VO Nr. 439/2010). Um aber eine wirkliche Formalisierung der nationalstaatli-

chen Resettlement-Politiken zu erreichen, wurde ein Pilotprogramm ins Leben geru-

fen, dessen Implementierung bis 2014 hätte erfolgen sollen, aber mit Ausnahme ei-

nes Staates weitgehend keine Beachtung gefunden hat (vgl. Perrin/McNamara 2013: 

15).  

 

Es zeigt sich also mit Blick auf die historische Genese, dass insbesondere die Re-

settlement-Politik im GEAS noch weitgehend unterentwickelt ist und nach wie vor 

stark durch die Nationalstaaten geprägt wird (unvollständige Harmonisierung), wäh-

rend hingegen im Bereich der Relocation oder Aufenthaltsregelungen in der Praxis 

(vgl. etwa Dublin-III-VO oder die Qualifikationsrichtlinie) eine weitreichende Harmoni-

sierung erfolgte. 

 

1.2 Relevante Rechtsquellen 

Die Resettlement-Politik in der EU ist maßgeblich geprägt durch internationales Völ-

kerrecht in Form von Konventionen und Abkommen. Als zentraler Basistext für die 

globale, rechtliche Koordinierung von Gewaltmigration gilt die Genfer Flüchtlingskon-

vention von 1951 und das Zusatzprotokoll von 1967. Dies liegt einerseits daran, dass 

alle MS der EU gleichzeitig auch Unterzeichner des UN-Abkommens sind (vgl. GFK) 

und damit an diese gebunden, auch wenn einzelne Kompetenzen auf eine suprana-

tionale Organisation übertragen werden, denn eine Kompetenzübertragung an eine 

solche entbindet einen MS nicht von seiner Verpflichtung gegenüber solchen Abkom-

men (s. etwa ständige Rechtsprechung des EGMR; vgl. EGMR 1999). Darüber hin-

aus hat sich die Union primärrechtlich an die Auslegung der GFK und des Zusatzpro-

tokolls gebunden (Art. 78 I AEUV). Außerdem legt die EMRK wichtige asylpolitische 

Grundsätze fest, die trotz des gescheiterten Beitrittsversuchs der EU zur EMRK (vgl. 

EuGH 2014) rechtlich mit den Verträgen gleichrangig ist (Art. 6 EUV).  Im europäi-

schen Primärrecht ist vor allem Kapitel 2 des Raums der Freiheit, der Sicherheit und 

des Rechts als Kompetenztitel im AEUV für das Tätigwerden der EU (Grundsatz der 

begrenzten, enumerativen Einzelermächtigung; vgl. Art. 5 I EUV; Arndt et al. 2015: 

59) bedeutsam (Art. 67-80 AEUV; Müller-Graff 2009: 114f.). 

Auf nationaler Ebene hingegen finden sich bis auf einige Ausnahmen kaum formale 

Resettlement-Programme. Erst seit jüngster Zeit ist ein Formalisierungstrend be-

obachtbar (vgl. Perrin/McNamara 2013: 15), da Resettlement als politisches 
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Instrument und Gestaltungsmöglichkeit, nicht aber als einklagbare Verpflichtung be-

handelt wird. 

 

1.3 Akteure 

Schon der Blick auf die historische Entstehungsgeschichte und die Rechtsquellen, 

auf denen Resettlement beruht haben deutlich gemacht, dass es eine Vielzahl von 

Akteuren gibt, die Einfluss auf dieses Politikfeld nehmen. Neben den Nationalstaaten, 

die den Flüchtlingsstatus gewähren müssen, sind natürlich auch alle am ordentlichen 

Rechtsetzungsprozess beteiligte Akteure (KOM, EP, Rat sowie ggf. AdR und EWSA; 

vgl. Art. 294 AEUV) von besonderer Bedeutung. Allerdings hat auch insbesondere 

der UNHCR in den ersten beiden Phasen enormen Einfluss auf europäische Politik 

genommen und teils aktiv ein Tätigwerden der Kommission initiiert. Erst seit der zwei-

ten Hälfte der zweiten Phase geht die Hauptaktivität von den europäischen Institutio-

nen aus (vgl. hierzu ausführlich Perrin/McNamara 2013). Hinzu treten zahlreiche wei-

tere Akteure, die Einfluss auf die formalisierten Institutionen nehmen oder mit diesen 

zusammenarbeiten, wie die Agentur EASO und die UN-Organisation IOM, aber auch 

zivilgesellschaftliche Akteure und Sozialpartner spielen eine zentrale Rolle (vgl. ebd.: 

11ff.). 

  
Abb. 4: Die Resettlement-Politik der EU im Mehrebenensystem (eigene, stark vereinfachte Darstellung)  
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Mithin ist die Resettlement-Politik der Europäischen Union in ein komplexes Mehrebe-

nensystem aus internationalen Menschenrechtsregimen und Abkommen sowie nati-

onalstaatlichen Asyl- und Flüchtlingspolitiken eingebettet. 

In der nachfolgenden Analyse der relevanten Aspekte wird in chronologischer Rei-

henfolge vorgegangen. Dies hängt damit zusammen, dass nur so der Prozess der 

Normentwicklung als zeitlich fortschreitender Prozess nachvollzogen werden kann 

und darüber hinaus die Kosten und Nutzen innerhalb des Zeitverlaufs deutlicher wer-

den. Wichtige Punkte sind hierbei eine erste Empfehlung im Jahre 2015, eine Hard 

Law Initiative 2016 sowie ein Jahr später eine zweite Soft Law Maßnahme in Form 

einer weiteren Empfehlung der Kommission. 

 

2. Empfehlung der Kommission (EU) 2015/914 vom 08. Juni 2015 

Bei der Empfehlung (EU) 2015/914 handelt es sich um die erste beschlossene Soft 

Law Maßnahme im ausgewählten Untersuchungszeitraum, welche in diesem Kapitel 

mit Blick auf die theoretischen Annahmen untersucht werden soll. 

 

2.1 Soft Law als Reaktion auf die sogenannte „Flüchtlingskrise“ 

Als sich nach dem „weitgehend gescheiterten“ (Kleist 2016b) Pilotprojekt 2014 der 

Migrationsdruck auf die Europäische Union im Jahr 2015 insbesondere auf Grund der 

verheerenden Folgen des Syrienkriegs mehr als verdoppelt hat (vgl. Statistisches 

Bundesamt 2019) und es auf den Mittelmeerouten zu dramatischen Szenen gekom-

men ist, als zahlreiche hochseeuntaugliche und überfüllte Flüchtlingsboote mit vielen 

Todesopfern kenterten (vgl. ZEIT ONLINE 2018), wurde in der EU handlungs- und 

reformbedarf des GEAS mehr als deutlich. Insofern kann dieser drastische Anstieg 

der Zahlen der von Gewaltmigration betroffenen Menschen als „trigger point“ für eine 

Auseinandersetzung mit der Thematik in Form von Reformdruck betrachtet werden. 

Ein solcher Effekt, der zu weiteren Harmonisierungsschritten in der Asyl- und Flücht-

lingspolitik und damit auch zu Resettlement geführt hat, war zu Beginn aller der drei 

oben genannten Phasen beobachtbar (vgl. Perrin/McNamara 2013). 

 

Als Reaktion auf diesen tagespolitischen „trigger point“ und bestärkt durch eine Er-

klärung des Europäischen Rates (vgl. ER 2015: 4), in dem die Staats- und Regie-

rungschefs der MS ihren politischen Willen für eine europäische Lösung bekräftigt 

haben, hat die Kommission eine umfassende Agenda vorgelegt, um mit zahlreichen 

Maßnahmen in allen Bereichen der GEAS, „ein kohärentes, umfassendes Konzept“ 

(KOM 2015: 2) für eine, den gegenwärtigen politischen Herausforderungen gerecht 

werdende, europäische Migrationspolitik zu erreichen. Mit dieser „Europäischen Mig-

rationsagenda“ (KOM 2015: 1) und den Erwägungsgründen der Empfehlung setzt die 
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Kommission damit unter anderem die europäische Resettlement-Politik auf die Ta-

gesordnung im politischen System der EU und macht gleichzeitig auf die dramatische 

Situation und den dringenden Handlungsbedarf angesichts der unzureichenden Maß-

nahmen der MS in diesem Politikfeld aufmerksam (vgl. ABl. 2015: Erwägungsgründe 

1, 6ff.; KOM 2015 2f.). Damit betreibt die Kommission, wie es theoretisch erwartet 

wurde Agenda Setting und Framing. Allerdings erscheint fraglich, ob die Kommission 

allein deshalb als Normunternehmer bezeichnet werden kann, war es doch der UN-

HCR, der wie schon oft zuvor (vgl. Perrin/McNamara 2013: 5ff.) ein Agieren der Kom-

mission ausgelöst hat. Schließlich bezieht sich die Kommission bei ihren angekündig-

ten Maßnahmen explizit auf die Handlungsempfehlungen und – vorgaben der UN-

Organisation (vgl. KOM 2015: 6). Entgegen der Hypothese [H2] scheint hier der UN-

HCR die Kommission zum Handeln gedrängt zu haben. Außerdem vertraut die Kom-

mission ganz ausdrücklich der Expertise des UNHCR und adaptiert die Kontingente, 

welche vorgeschlagen werden (vgl. ABl. 2015: Erwägungsgrund 12; KOM 2015: 6). 

Auch dieser Aspekt spricht eher für den UNHCR als Normunternehmer, da genau 

diese Eigenschaften idealtypischer Weise einem solchen zugeordnet werden (vgl. 

Barnett 2020: 203). Dieser Punkt muss also bei den nachfolgend vorgestellten Maß-

nahmen weiterhin kritisch betrachtet werden, zeigt aber nochmals eindrucksvoll, die 

verschiedensten Ebenen, welche in der europäischen Resettlement-Politik zu berück-

sichtigen sind. 

 

2.2 Die Empfehlung als günstige Vorstufe 

Die Rechtsform, welche die Europäische Kommission vorliegend gewählt hat, erlaubt 

es schnell auf die gegenwärtige Situation zu reagieren und damit langwierige Ver-

handlungskosten und Kosten, die durch zu spätes Eingreifen hätten entstehen kön-

nen, zunächst zu vermeiden. Schließlich erlässt, wie bereits ausgeführt worden ist, 

die Kommission solches Soft Law einfach, ohne ein aufwendiges Verfahren mit meh-

reren Akteuren einleiten zu müssen. Die erlassene Empfehlung war von Anfang an 

als situative Reaktion auf die verschärfte Problematik 2015 geplant und sollte bei wei-

terem Fortbestehen mit mehr Planungsvorlauf entsprechend ergänzt bzw. durch „eine 

dauerhafte Regelung über das Jahr 2016 hinaus“ (KOM 2015: 8) ersetzt werden. 

 

Neben diesem offenkundigen Faktor des zügigen und unkomplizierten Verfahrens, 

welches dazu geeignet ist, Kosten einzusparen, werden präventiv Kosten auch 

dadurch reduziert, dass auf die Souveränitätsinteressen der Mitgliedsstaaten Rück-

sicht genommen wird. Bei der vorgelegten Empfehlung, in der auf die direkte Auf-

nahme aus Drittstaaten gedrängt wird (vgl. ABl. 2015: Punkte 4ff.), bleibt schließlich 

der grundlegende Gestaltungsspielraum der MS insbesondere in diesem sehr 
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souveränitätssensiblen Politikfeld erhalten. Sie sind in keiner Weise rechtlich dazu 

verpflichtet der Empfehlung der Europäischen Kommission Folge zu leisten (vgl. For-

mulierungen in ABl. 2015: Punkte 4, 13f.). Sie hat aber dafür mehr Gewicht als eine 

rein politische Aufforderung (s. II, 4). Diese Vorgehensweise der Kommission steht 

gleichzeitig auch im Einvernehmen mit den Grundsätzen des europäischen Primär-

rechts. Demnach müssen sämtliche Rechtsakte – also in diesem Fall potentielles 

Hard Law, wie Verordnungen oder Richtlinien – oder sonstige Maßnahmen den 

Grundsätzen der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit Rechnung tragen (vgl. Arndt 

et al. 2015: 58ff.). Teil der richter_innenrechtlich entwickelten Verhältnismäßigkeits-

prüfung ist die sogenannte Erforderlichkeit (vgl. Gröpl 2017: 133ff.). Diese besagt un-

ter anderem, dass grundsätzlich dasjenige Instrument von den EU-Institutionen zu 

wählen ist, welches weniger in die Souveränitäts- und Gestaltungsinteressen der ein-

zelnen MS eingreift (formale Erforderlichkeit), sofern dieses gleich effektiv mit Blick 

auf das verfolgte Ziel ist. Da vorliegend keinerlei Erfahrungswerte auf Grund der un-

vollendeten Harmonisierung mit anderen Rechtsakten in der Resettlement-Politik ge-

macht worden ist, wäre eine Richtlinie oder gar Verordnung rechtlich fragwürdig und 

könnte sogar von den MS vor dem EuGH in Form einer Subsidiaritätsrüge (vgl. etwa 

Art. 23 I a GG) bzw. Nichtigkeitsklage (Art. 263 AEUV) angegriffen werden. Mit Blick 

auf die Visegrád-Staaten, welche als Netzwerk von MS, Vergemeinschaftungen in der 

GEAS grundsätzlich kritischer gegenüberstehen, wurde von diesen in anderen Berei-

chen der GEAS bereits der erfolglose Versuch unternommen, Hard Law juristisch an-

zugreifen (vgl. Müller-Graff/Repasi 2017: 224). Insofern werden mit einem Gerichts-

verfahren oder gar einer Verurteilung verbundene Kosten vermieden. Schließlich sind 

Empfehlungen und Stellungnahmen vor dem EuGH unangreifbar. Somit kann wäh-

rend des zweijährigen Geltungszeitraumes der Empfehlung (vgl. ABl. 2015: Erwä-

gungsgrund 10) evaluiert werden, inwiefern invasivere Maßnahmen durch etwa eine 

Verordnung legitimierbar und notwendig sind. Gleichzeitig dient diese Vorgehens-

weise einer schrittweisen Heranführung an eine, von einer supranationalen Organi-

sation als notwendig empfundene Verordnung (s. II, 3.2) 

 

Damit kann gleichzeitig auch ein weiterer Effekt dieses Governance-Instruments be-

leuchtet werden, welches in die Kosten-Nutzen-Rechnung mit einzubeziehen ist: „Re-

gieren im Schatten der Hierarchie“. 

Unter dieser Terminologie versteht man, dass sich Akteure angesichts der Möglich-

keit einer übergeordneten Ebene, einseitig Entscheidungen herbeizuführen und so 

die Gestaltungsfreiheit der untergeordneten Ebene auf Grund ihrer hierarchisch nied-

rigeren Stellung zu entziehen, ihr Verhalten im Sinne der übergeordneten Ebene 
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anpassen (vgl. Börzel 2008: 119).  Dabei wirkt dieser Effekt in doppelter Hinsicht auf 

das Handeln der Akteure der unteren Ebene: 

„Zum einen erhöht sich die Einigungsbereitschaft der beteiligten Ak-
teure, wenn sie im Falle einer Nichteinigung mit einer ‚Ersatzvor-
nahme‘ durch die übergeordnete Ebene zu rechnen haben. Zum 
anderen müssen die Akteure darauf achten, dass sich die von ihnen 
erzielte Einigung in den von der übergeordneten Ebene gesetzten 
Parametern bewegt“ (ebd.: 123f.). 

Auf den vorliegenden Fall übertragen sind die Mitgliedsstaaten und ihre nationalstaat-

lichen Entscheidungen über eigene Resettlement-Programme als hierarchisch nied-

rigere Ebene anzusehen, welche individuell vom Aktivwerden der EU in ihrer souve-

ränen  Handlungsfreiheit „bedroht“ werden, da europäisches Sekundärrecht im Kolli-

sionsfall Anwendungsvorrang genießen würde (vgl. Arndt et al. 2015: 93ff.). In der 

Migrationsagenda hat die Europäische Kommission sich ausdrücklich vorbehalten die 

Situation nach der zweijährigen Laufzeit hinsichtlich des in der Empfehlung ange-

dachten Verteilungsschlüsseln von Resettlement-Plätzen (vgl. ABl. 2015: Anhang) zu 

evaluieren und im Falle von Non-Compliance eine Hard Law Regelung anzustreben 

(vgl. KOM 2015: 6).  

Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass supranationale Organisationen nicht einseitig 

Hard Law oktroyieren können, da im ordentlichen Rechtsetzungsverfahren, welches 

in der Resettlement-Politik ausweislich der Verträge anzuwenden wäre, eine Zustim-

mung des Rates – ein intergouvernementales Organ, in dem die MS auf ministerialer 

Ebene vertreten werden (vgl. Arndt et al. 2015: 23) – neben der Zustimmung des EP 

zwingend erforderlich ist (vgl. Art. 294 AEUV). Gleichwohl bestünde dennoch die Ge-

fahr, dass ein einzelner MS entgegen seiner eigentlichen Präferenzen in einer sol-

chen Frage überstimmt würde und damit erheblich eigene Souveränität, die er zuvor 

hatte frei ausüben können, einbüßen müsste. Grund hierfür ist, dass trotz der Tatsa-

che, dass ohne den Rat kein Hard Law im ordentlichen Rechtsetzungsverfahren 

durchzusetzen ist, keine Einstimmigkeit erforderlich ist, sondern im Rahmen eines 

Mehrheitsentscheids – 55% der Mitgliedsstaaten müssen 65% der Bevölkerung in der 

EU repräsentieren (doppelte Mehrheit; vgl. Art. 239 III lit. a AEUV) – einzelne MS 

überstimmt werden könnten. Dies ist bereits, wenngleich es nicht den Gepflogenhei-

ten innerhalb der EU entspricht (s. Luxemburger Kompromiss; vgl. Knodt/Hüttmann 

2012: 193), im Rahmen einer Abstimmung über Relocation geschehen (vgl. SPON 

2017). Hier wurden die Slowakei und Ungarn mit qualifizierter Mehrheit von den an-

deren MS überstimmt und mussten sich schließlich diesem Beschluss nach einer kla-

ren Zurückweisung der Klagen vor dem EuGH fügen (ebd.; EuGH 2017: 2f.). Trotz 

dessen muss auch konstatiert werden, dass der „Schatten der Hierarchie“ im konkre-

ten Fall weniger wirksam auf die Kosten-Nutzen-Abwägung der nationalstaatlichen 
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Akteure wirken dürfte als es üblicherweise der Fall ist, da die Gewährung von Schutz 

ius cogens originär Nationalstaaten obliegt. Diesen völkerrechtlichen Grundsatz be-

absichtigt die Kommission auch gar nicht anzutasten, denn sie stellt klar:  

„Jeder Mitgliedsstaat bleibt weiterhin für die einzelnen Aufnahme-
entscheidungen zuständig“ (KOM 2015: 24),  

und auch der UNHCR, an dem sich so stark orientiert wird, unterstreicht die Erforder-

lichkeit der „Zustimmung des [jeweiligen] Landes“ (ebd.). Mithin besteht zwar die Ge-

fahr von Souveränitätskosten, sie sind aber nicht so hoch, wie in vergleichbaren Situ-

ationen in anderen Politikfeldern und würden vor allem in strengen Rahmenbedingun-

gen für eine nationalstaatliche Schutzgewährung ihren Ausdruck finden. Geringere 

Verhandlungskosten und ein schnelles und situatives reagieren auf ein Policy Prob-

lem sind aber dennoch deutlich geworden. 

 

2.3 Reaktion auf die Empfehlung 

Als Reaktion auf die Empfehlung der Kommission hat sich der Rat kurze Zeit später  

in einem Entschluss freiwillig dazu selbst verpflichtet, 22.504 Personen (vgl. Müller-

Graff/Repasi 2017: 223) nach Maßgabe der Empfehlung der Kommission und den 

Forderungen von UNHCR und IOM in nationalen Programmen neu anzusiedeln (vgl. 

Rat 2015: 1f., 4). Dabei begrüßen sie explizit die finanziellen Anreize, welche die 

Kommission mit der Soft Law Maßnahme kombiniert hat (vgl. KOM 2015: 24). Damit 

steht einem MS für jede in seinem Hoheitsgebiet neuangesiedelte Person ein fester 

Pauschalbetrag zur Verfügung (vgl. Rat 2015: 3). Offenbar hat die Kommission durch 

die Kombination der Empfehlung mit einem finanziellen Anreizsystem versucht, die 

Compliance der MS mit den nicht-bindenden Regelungen zu erhöhen und erfolgreich 

etwaige Erwägungen bei der Kostenabwägung durch die MS in ihrem Interesse zu 

verschieben. 

Dies sind zunächst positive Indizien mit Blick auf den Kosten und den Nutzen, den 

Soft Law hier konkret haben kann. 

 

3. Hard Law Initiative der Europäischen Kommission 

Die Kommission hatte sich in ihrer „Europäischen Migrationsagenda“ ausdrücklich 

vorbehalten, die von ihr erlassene Empfehlung durch entsprechende Hard Law Maß-

nahmen zu ergänzen, sofern dauerhafter Regelungsbedarf bestehe (s. Kapitel IV, 2). 

Insofern war die Empfehlung als eine „Überbrückungsmaßnahme“ (Repasi 2019: 

204) zu verstehen, mit der ad-hoc auf den hohen Migrationsdruck im Zuge der soge-

nannten „Flüchtlingskrise“ von 2015 reagiert werden sollte, um Zeit für eine dauer-

hafte Regelung zu gewinnen. Im Juli 2016 hat die Kommission schließlich ihre in der 
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Migrationsagenda recht vage formulierte Absicht „gegebenenfalls“ (KOM 2015: 8), 

eine Hard Law Initiative zu ergreifen, in die Tat umgesetzt und einen Vorschlag für 

eine Verordnung „zur Schaffung eines Neuansiedlungsrahmens der Union“ (KOM 

2016) in das ordentliche Rechtsetzungsverfahren eingebracht.  

 

Der Grund für diesen Schritt hat mehrere Dimensionen: Die Entwicklung der globalen 

Gewaltmigration zeigt nach Einschätzung des UNHCR, dass in absehbarer Zeit nicht 

mit einem Rückgang der Zahlen derjenigen zu rechnen ist, die einen Resettlement-

Platz benötigen, sondern im Gegenteil die Zahlen steigen, was eine dauerhafte Ver-

regelung in Form eines EU-weiten robusten und rechtsverbindlichen Rahmens erfor-

derlich macht (vgl. KOM 2016: 2). Bei der Begründung des Vorschlags verweist die 

Kommission dabei auch ausdrücklich auf Appelle der UN-Flüchtlingsagentur (ebd.), 

die bereits bei der Formulierung der Empfehlung eine wichtige Rolle gespielt hat. Der 

UNHCR weist in einer Empfehlung, die an die slowakische Ratspräsidentschaft im 

zweiten Halbjahr 2016 gerichtet ist, darauf hin, dass angesichts der globalen Resett-

lement Policies, die Anstrengungen der EU lediglich „remain[…] modest“ (UNHCR 

2016: 8). Und auch wenn das Agieren der Kommission in die richtige Richtung ginge 

(vgl. ebd.), dränge man die MS der EU dennoch dazu „to pursue such initiatives more 

rigorously“ (ebd.). Ausweislich der Bezugnahme der Kommission expressis verbis auf 

das Drängen und die Dramatisierung der Notwendigkeit des Handelns durch die UN-

Organisation muss erneut festgestellt werden, dass es den Anschein macht, weniger 

die Kommission sei hier der originäre Normunternehmer, sondern vielmehr nehme 

der UNHCR diese Rolle als „main institution“ (EP 2017: 65) ein (s. [H2]).  

 

Gleichzeitig muss aber auch anerkannt werden, dass die Compliance mit der Soft 

Law Maßnahme relativ hoch ist, wie der 15. Fortschrittsbericht der Europäischen 

Kommission über Relocation und Resettlement zeigt (vgl. KOM 2017). 

Demnach wurden mehr als 75% der zugesagten Selbstverpflichtung von 22.504 Re-

settlement-Plätzen tatsächlich vergeben und die Betroffenen in einem MS der Euro-

päischen Union aufgenommen (vgl. ebd.: 7). Es bleibt allerdings fraglich, ob sich 

diese hohe Compliance mit dem beschriebenen „Schatten der Hierarchie“ einer ver-

bindlichen Rahmenregelung für die nationalstaatliche Aufnahme der Geflüchteten 

über ein einheitliches EU-Resettlement-Programm zurückführen lässt. Denn im März 

2016 erfolgte die sogenannte „Erklärung EU-Türkei“ (vgl. ER 2016), in der sich der 

Europäische Rat mit der Republik Türkei darauf verständigt hat, dass von türkischer 

Seite aus, irreguläre Gewaltmigration auf die angrenzenden griechischen Inseln ver-

hindert und für jede_n in die Türkei zurückgeführte_n Geflüchtete_n, eine (andere) 

Person im Rahmen von Resettlement auf EU-Territorium angesiedelt wird (vgl. ebd.; 
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EPRS 2019: 5). Durch dieses eins zu eins Resettlement soll „illegale Migration ver-

hindert […] beziehungsweise eingedämmt [werden]“ (Bundespresseamt 2015). Die-

ser Einsatz von Resettlement als Steuerung von Gewaltmigration ist nicht ganz un-

problematisch, da auf diese Weise, nicht mehr der Schutz besonders vulnerabler 

Gruppen im Vordergrund steht, sondern die „Unterbindung irregulärer Migration“ 

(Kleist 2016b) und diese so „gegen den Zugang zu politischem Asyl ausgespielt 

[wird]“ (ebd.; vgl. Amnesty International 2016).  

Somit lässt sich nicht eindeutig identifizieren, ob sich diese verhältnismäßig hohe Zahl 

von neuangesiedelten Personen auf das Abkommen zwischen der Türkei und der EU 

oder aber auf die Empfehlung allein zurückführen lässt.  

 

Nichtsdestotrotz geht auch aus dem zitierten Fortschrittsbericht hervor, dass die Las-

tenverteilung bei der Erfüllung der Vorgabe der Kommission sehr ungleich auf die 

einzelnen Staaten verteilt ist. So haben einige Staaten schon recht früh ihren Anteil 

nach dem Verteilungsmechanismus erfüllt, während auf der anderen Seite neun MS 

vor allem aus dem Süden und Osten Europas, nicht zur beabsichtigten Lastenvertei-

lung beigetragen haben (vgl. KOM 2017: 7). Diese werden explizit, wenn auch nur in 

einer kleinen Fußnote (ebd.) aufgelistet, womit der theoretisch angebrachte Mecha-

nismus des Namings und Shamings seine Anwendung in der Normentstehung findet. 

Hierauf bezieht sich die Kommission in der Begründung ihrer Verordnungsinitiative 

(vgl. KOM 2016: 3) und erklärt, dass mit einer solchen Harmonisierung allzu unter-

schiedliche Standards, die im Ergebnis zu einer ungerechten Lastenverteilung geführt 

haben, zwischen den MS beseitigt werden können (vgl. ebd.: 7). Bei einer solchen 

Harmonisierung soll die Schutzgewährung, welche den MS zusteht (s.o.) nicht ange-

tastet werden. Vielmehr geht es um einen Rahmen, welcher nationales Resettlement 

(vgl. EP 2017: 66) durch eine „[h]armonisation of procedure and financial incentives“ 

(EPRS 2019: 9), unterstützt und um  

„common procedures, eligibility criteria or exclusion grounds also 

on national programs” (EP 2017: 66) 

durchzusetzen. 

 

Mithin zeigt dieser Verordnungsvorschlag (Hard Law) deutlich, dass es sich um eine 

Folge der Erfahrungen aus der Empfehlung aus dem Jahr 2015 (Soft Law) handelt 

und diese vorbereitend beschlossen worden ist (s. [H3]), sodass ein solcher deutlich 

umfassenderer legislativer Rahmen den Ko-Rechtsetzern vorgelegt werden kann. 

Dies wird einerseits durch die ausdrücklichen Formulierungen der Kommission in der 

Migrationsagenda und der Empfehlung selbst deutlich (s.o.). Anderseits aber auch 

dadurch, dass ausweislich in der Begründung der Verordnung, auf Erfahrungen mit 
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der Empfehlung Bezug genommen wird und auch der Gesetzestext ist eine Blau-

pause dessen. So wird etwa das finanzielle Anreizsystem optimiert und die bisherige 

koordinierende Arbeit von EASO finden Einzug in den Rechtstext (vgl. EPRS 2019: 

7). Andere Aspekte, wie der ursprüngliche Verteilungsmechanismus werden hinge-

gen nicht übertragen (vgl. ebd.). 

 

4. Verhandlungsblockade 

Die Verhandlungen im Rechtsetzungsprozess um die vorgeschlagene Verordnung 

der Kommission erweisen sich als ausgesprochen schwierig und sind auf Grund einer 

Blockadehaltung des Rates gegenwärtig (Stand 03.06.2020; 13:59 Uhr) vollständig 

zum Erliegen gekommen (vgl. EP 2020: 1f.). 

 

4.1 Diametrale Positionen der Ko-Rechtsetzer  

Schon als die beiden Ko-Rechtsetzer nach der Initiative durch die Kommission ihre 

jeweiligen Positionen für interinstitutionelle Trilogverhandlungen festlegen wollten, 

sind große inhaltliche Differenzen deutlich geworden. 

In seinem Bericht zum Entwurf, welcher im Oktober 2017, also rund 15 Monate später, 

vom LIBE-Ausschuss des Europäischen Parlaments mit Mehrheit angenommen wor-

den ist und in welchem detaillierte Änderungswünsche anhand des Vorschlags for-

muliert worden sind, macht das Parlament deutlich, dass die bisherigen Bemühungen 

der MS in keiner Weise ausreichend sind, weshalb diese Verordnung eine adäquate 

Lösung für legale und sichere Zugänge von Geflüchteten bieten müsse (vgl. EP 2017: 

66). Neben vielen weiteren inhaltlichen Anmerkungen betont der federführende Aus-

schuss: „It is not a choice that Member States can opt-out of“ (ebd.). Damit wird un-

terstrichen, dass nach Ansicht des Parlaments eine rechtsverbindliche Regelung drin-

gend erforderlich ist, sodass MS nicht ohne Weiteres von den Bestimmungen und 

Resettlement-Zielen abweichen können. Eine weitere für diesen Punkt nennenswerte 

Forderung des EP ist es, dass nicht der Rat, wie im Vorschlag angedacht, periodische 

Resettlement-Pläne im Zuge des geplanten Rahmens verabschiedet, sondern die Eu-

ropäische Kommission (vgl. EPRS 2019: 10). Auf diese Weise soll verhindert werden, 

dass sich der Rat auf Grund des zwingenden Charakters, der mit dieser Rahmenre-

gelung einhergehen würde, allzu unambitionierte und unzureichende Ziele gibt. 

Auf Seiten des Rates gab es deutlich mehr Vorbehalte hinsichtlich des vorgelegten 

Sekundärrechtstextes (vgl. ebd.), die vor allem den bindenden Charakter, welcher der 

Verordnung innewohnen würde, betreffen. So erklärt der Rat nach der Erteilung eines 

eigenen Verhandlungsmandats für die anstehenden Trilogverhandlungen an die Slo-

wakische Ratspräsidentschaft im November 2017, man wolle aber „auf freiwilliger Ba-

sis einen Beitrag“ (Rat 2017a) leisten. Man begrüße zwar die mit dem 
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Verordnungstext verbundenen Ziele (vgl. Rat 2017: 7), die Freiwilligkeit hingegen 

„need to [be] clearly state[d]“ (ebd.). Darüber hinaus werden Bedenken hinsichtlich 

prozessualer Ermächtigungen der Kommission formuliert (ebd.), welche dann nicht 

mehr von den MS entschieden werden könnten. 

 

Insgesamt wird ein sehr unterschiedliches Verständnis von Resettlement zwischen 

den beiden Institutionen deutlich. Während das Parlament Resettlement als ergän-

zende Maßnahme zum Schutz besonders schutzbedürftiger Menschen ansieht (vgl. 

EP 2017 64), so wie es auch ursprünglich gedacht war (vgl. Kleist 2016b), sehen die 

im Rat vertretenen MS Resettlement als „ein strategisches Instrument zur Steuerung“ 

(Rat 2017a) von Migration und vor allem auch der Unterbindung illegaler Einreise in 

das Hoheitsgebiet europäischer MS. Somit nehmen die MS und damit auch der Rat 

eine viel souveränitätsbezogenere Perspektive auf das Politikfeld ein und sind vor 

allem angesichts der damit verbundenen Kosten besorgt. 

 

4.2 Trilogverhandlungen 

Ein halbes Jahr nach Verhandlungsbeginn konnten sich die Verhandlungsführer_In-

nen von Rat und Parlament auf eine vorläufige Einigung bzgl. der wichtigsten politi-

schen Punkte verständigen (vgl. EPRS 2019: 12; Rat 2019: 8). Diese fand aber schon 

im, dem Rat vorgeschalteten, AStV nicht die erforderliche Mehrheit, weshalb sie auf 

die technische Ebene zurückverwiesen wurde (vgl. Rat 2019: 8f.; Repasi 2019: 205, 

207) und politische Verhandlungen zunächst unterbrochen worden sind. Ein erneuter 

Aufnahmeversuch der Verhandlungen auf politischer Ebene einige Monate später 

scheiterte an internen Unstimmigkeiten in den im AStV vertretenen Delegationen der 

MS (vgl. Rat 2019: 9). Auch weitere Vermittlungsversuche der jeweils amtierenden 

Ratspräsidentschaft scheiterten trotz „des starken Entgegenkommens des Europäi-

schen Parlaments“ (Repasi 2019: 205) mehrfach im AStV (vgl. EPRS 2019: 12; Rat 

2019: 8f.). Hauptgrund für die Blockade des Gremiums ist eine „interne Blockadehal-

tung“ (Repasi 2019: 208), weil  

„[r]echtspopulistische […] Regierungen […] jeden Kompromissvor-
schlag [torpedieren]“ (ebd.; s. insb. Visegrád-Staaten, wie Polen 
und Ungarn; ebd.: 201). 

 

Erschwerend zu den politischen Differenzen innerhalb des Rates tritt hinzu, dass 

diese Verordnung zusammengefasst als Paket mit sieben weiteren Legislativakten, 

wie einer Reform des gescheiterten Dublin-Systems oder einer Verordnung über die 

Gründung einer europäischen Asylagentur, verhandelt wird (vgl. Rat 2019: 2). In der 

Folge werden positive Ergebnisse bei den Resettlement-Verhandlungen von weiteren 
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Verhandlungsergebnissen und Verständigungen abhängig gemacht (vgl. EPRS 

2019: 12). Somit zieht sich der Stillstand in einer rechtlichen Harmonisierung der 

GEAS symptomatisch durch sämtliche Reformvorschläge, da quasi alle Prozesse 

zum Erliegen gekommen sind (vgl. Repasi 2018: 173-182; Repasi 2019: 201-210). 

 

5. Empfehlung der Kommission (EU) 2017/1803 vom 03. Oktober 2017 

Auf Grund dieser – im Vergleich zu anderen ordentlichen Rechtsetzungsverfahren 

ungewöhnlich langen und schwierigen Verhandlungen – und der Tatsache, dass „eine 

zeitnahe Einigung der Ko-Gesetzgeber nicht zu erwarten [ist]“ (Repasi 2019: 206), 

hat die Kommission übergangsweise zum parallel laufenden Hard Law (Verordnung) 

Verfahren, erneut eine Empfehlung erlassen, die bis auf die erhöhte Anzahl an neu 

anzusiedelnden Personen der alten Empfehlung im Wesentlichen gleicht. In ihren Er-

wägungsgründen weist die Kommission darauf hin, dass es sich um eine vorüberge-

hendes Hilfsinstrument handelt, solange keine Einigung im Verordnungsverfahren er-

reicht werden kann (vgl. ABl. 2017: Erwägungsgründe 9-12). Sie betont dabei aus-

drücklich den Überbrückungscharakter (vgl. ebd.: Erwägungsgrund 10), der keines-

falls eine Einigung in der Sache durch Hard Law ersetzen soll. Vielmehr wird versucht 

zu erreichen, dass die EU trotzdem ihrer internationalen Verantwortung im Bereich 

des Resettlements gerecht wird. Dabei basiert diese Empfehlung auf einer freiwilligen 

Einigung der MS (vgl. ebd.: Erwägungsgründe 9ff.) im Zuge dessen. 

Somit ist erneut Soft Law eingesetzt worden, um eine Hard Law Maßnahme zu über-

brücken. In diesem Fall sind es hohe Verhandlungskosten und die Dauer dieses Pro-

zesses, welche Soft Law als Instrument von Governance attraktiv machen, da eine 

freiwillige Einigung zwischen den MS hier offenbar schneller und einfacher gefunden 

werden konnte. 

 

6. Ausblick 

Die Analyse der Politics und auch Policy in dem ausgewählten Politikfeld hat gezeigt, 

dass rechtsverbindliche Einigungen hin zu einem gemeinsamen Ansatz der EU im 

Bereich des Resettlements sehr schwer zu erreichen sind. Auf Grund der Unstimmig-

keiten im Rat zwischen den einzelnen MS und der daraus resultierenden Tatsache, 

dass nur noch Einigkeit in den Randbereichen bestand, in denen es um Grenzschutz 

und die Verhinderung von Sekundärmigration ging (Repasi 2018: 173), gibt es in den 

großen offenen Fragen, wie der Reform des Dublin-Systems oder eben eines einheit-

lichen europäischen Resettlement-Rahmens keinen politischen Willen für rechtsver-

bindliche und robuste Normen. So resümiert Repasi, welcher die Situation angesichts 

der so stark divergierenden Interessen treffend mit dem „gordischen Knoten“ (Repasi 

2019: 206) vergleicht: 
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„Politische Kompromisse konnten zuletzt nur noch gefunden wer-
den, wenn ihre Umsetzung auf Freiwilligkeit beruht“ (Repasi 2018: 

173). 

 

Hinzu tritt, dass es nicht nur zu einem faktischen Erliegen der Harmonisierungsver-

suche gekommen ist, sondern diese Verhandlungen auch rechtlich zurückzusetzen 

sind. Da es bis zur Europawahl 2019 keinen Durchbruch in den laufenden Verfahren 

gegeben hat, dürfen an die bisherigen Fortschritte – sofern es denn welche gibt – der 

Verhandlungen nicht angeknüpft werden, da mit der Neuwahl des EP das Prinzip der 

Diskontinuität zum Tragen kommt. Dies bedeutet, dass eine neu gewählte Vertretung 

der Bevölkerung (in diesem Fall der Unionsbürger_Innen), nicht an die Entscheidun-

gen ihrer Vorgänger gebunden sein kann. Dies liegt in der Freiheit des Mandats der 

Parlamentarier_Innen (vgl. Gröpl 2017: 251) und im zu Grunde liegenden Demokra-

tieprinzip (Art. 2 EUV) begründet. Insofern müsste die Kommission ein ordentliches 

Rechtsetzungsverfahren erneut anstoßen. 

Stand heute (03.06.2020; 19:55 Uhr) gibt es keine Anzeichen für solche Bestrebun-

gen, welche angesichts der Bekämpfung von Covid-19 und dessen (ökonomischen 

und sozialen) Spätfolgen sowie den immer noch nicht abgeschlossenen Verhandlun-

gen über den Mehrjährigen Finanzrahmen durch den Europäischen Rat auf der Ta-

gesordnung der EU, in nächster Zeit nicht abzusehen sind. Allerdings hat das Bun-

desinnenministerium neusten Medienberichten zufolge angekündigt, sich verstärkt 

um eine Einigung in der Asyl- und Flüchtlingspolitik während der deutschen Ratsprä-

sidentschaft, die ab Juli beginnen wird, bemühen zu wollen (vgl. ZDF 2020). 

 

7. Zwischenfazit 

Mit Blick auf die formulierten Hypothesen, kann demnach Folgendes zusammenfas-

send festgestellt werden. 

 

Soft Law ist von der Europäischen Kommission entsprechend der Erwartungen von 

[H1] im ausgewählten Untersuchungszeitraum insbesondere dann zum Einsatz ge-

kommen, wenn sich die Kosten für andere Steuerungsinstrumente, wie Hard Law, als 

zu kostenintensiv gezeigt haben. So waren zu Beginn ernsthafter Harmonisierungs-

bestrebungen in der Resettlement-Politik auf Grund von tagespolitischem Druck, vor 

allem schnelle und flexible Lösungen erforderlich, welche einerseits ein ordentliches 

Rechtsetzungsverfahren und den damit verbundenen zeitlich aufwendigen Proze-

duren unattraktiv gemacht haben. Andererseits erschienen reine politische Erklärun-

gen dem Ernst der Lage nicht angemessen. Gleichzeitig sind auch auf Grund des 

Ausflusses der Souveränitätsinteressen der MS, welche sich primärrechtlich im 
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Subsidiaritätsprinzip und der Verhältnismäßigkeit äußern, Hard Law Initiativen mit we-

nig Aussicht auf Erfolg gewesen. Als es schließlich auf Grund der internen Blockade-

haltung des Rates zu keinem Ergebnis beim verbindlichen Neuansiedlungsrahmen 

gekommen ist, bot sich eine erneute Empfehlung für die Kommission wieder als  

günstige Überbrückungsmaßnahme an, um so enorme Verhandlungskosten und Kos-

ten, welche mit einem Regelungsvakuum verbunden wären, zu überwinden bzw. zu 

umgehen. 

 

Die Erwartung [H2], dass die Kommission als Normunternehmer mit Soft Law versucht 

in der ersten Stufe des konstruktivistischen Normzyklus‘ das Verhalten der MS durch 

Persuasion anzupassen, an dessen Ende womöglich ein robuster Handlungsrahmen 

steht, kann so nicht bestätigt werden. Zwar ist es zutreffend, dass die Initiativen in-

nerhalb des politischen Systems der EU von der Kommission durch die Veröffentli-

chung der Migrationsagenda, in welcher die Empfehlung angekündigt worden ist, aus-

ging, allerdings ist sie nicht als originärer Normunternehmer zu bewerten. Vielmehr 

ist die Kommission als Akteur von einem anderen international agierenden Normun-

ternehmer (UNHCR) davon überzeugt worden, dass Handlungsbedarf in der EU nötig 

geworden ist. Zwar bedient sie sich ähnlicher Mechanismen, um eine kritische Masse 

von MS zu überzeugen, aber sie selbst ist lediglich als ein überzeugter Akteur zu 

betrachten, welcher nach der „logic of appropriateness“ entsprechend der Erwartun-

gen des UNHCR handelt. Insofern ist die Hypothese zu eng gegriffen und wird dem 

Mehrebenen-Charakter der internationalen Flüchtlingspolitik nicht gerecht. Es könnte 

allenfalls diskutiert werden, ob bei isolierter Betrachtung der EU-Ebene, die Kommis-

sion als Normunternehmer angesehen werden kann, was aber der politischen Realität 

und den konstruktivistischen Annahmen nicht gerecht werden würde. 

 

Unabhängig davon ist deutlich geworden, dass die beiden Empfehlungen nicht als 

Substitut für etwaiges Hard Law erlassen worden sind, sondern vorbereitend für einen 

verbindlichen Neuansiedlungsrahmen geplant waren [H3]. Zunächst um die Akteure 

auf freiwilliger Basis auf eine verbindliche Regelung „vorzubereiten“. Allerdings wurde 

dieses Governance-Instrument nicht nur genutzt, um die Verordnung vorzubereiten, 

sondern auch um ein Regelungsvakuum während langwieriger Verhandlungen zu 

verhindern, weshalb sich dieser Punkt teilweise in der ersten und zweiten Hypothese 

wiederfindet (s. Verhandlungskosten bzw. noch kein Erreichen des „tipping points“). 

Soft Law dient also nicht nur der Vorbereitung, sondern auch als Überbrückung, wenn 

Hard Law das Ziel der politischen Auseinandersetzung bleibt. 
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V. Schlussfolgerungen 

Offen ist nun noch, welche Erkenntnisse hieraus für die politische Praxis mit Blick auf 

die Nutzung dieses Governance-Instruments in High Politics Bereichen der EU, wie 

der GEAS, gezogen werden können. 

 

Auf der einen Seite kann die Nutzung von Soft Law angesichts der Probleme, mit 

denen sich die europäischen Institutionen und die MS in der Asyl- und Flüchtlingspo-

litik in den letzten Jahren konfrontiert sahen, ein hilfreiches Instrument sein, um 

schnell und flexibel auf politische Krisen oder Probleme reagieren zu können und so 

die Handlungsfähigkeit der Europäischen Union mit ihren vielen Mitregenten und Ve-

tospielern auch auf globaler Bühne zu sichern. Uneinigkeiten können auf diese Weise 

umgangen oder zumindest überspielt werden, sodass eine längere Periode für Kom-

promisse und Paketeinigungen möglich wird. Dabei eignet sich das Instrument besser 

für auf Freiwilligkeit basierende Maßnahmen, da Soft Law trotz seines „weicheren“ 

Charakters eine gewisse Rechtssicherheit durch klarere und womöglich auch über-

wachte Handlungsgebote schafft, auf die sich in der politischen Auseinandersetzung 

berufen werden kann. Gleichzeitig handelt es sich um eine gute Option, um in recht-

lich fragwürdigen Situationen, zu denen vor allem High Politics Bereiche wegen ihres 

invasiven Charakters zu zählen sind, die Prinzipien der Subsidiarität und Verhältnis-

mäßigkeit zu wahren. 

 

Auf der anderen Seite birgt der in der GEAS zu beobachtende Trend hin zur extensi-

ven Nutzung von Soft Law und teils dem Vorzug dessen vor robusten, rechtsverbind-

lichen Normbefehlen auch Gefahren, welche durchaus als potentiell für den europäi-

schen Integrationsprozess sehr gefährdend bezeichnet werden können. 

Sollte es sich etablieren, dass man auf Grund der Möglichkeit, Soft Law in hoch um-

strittenen Fragen zu nutzen und womöglich so unliebsamen Themen und Konflikten 

aus dem Weg zu gehen, gar nicht mehr den ernsthaften Versuch unternimmt eine 

Harmonisierung zu erreichen, dann stellt sich die Frage, ob nicht gerade dieses Soft 

Law Einigungsbestrebungen konterkariert. Es vollzieht sich gegenwärtig ein solcher 

„Paradigmenwechsel“ (Repasi 2018: 182) in High Politics Bereichen, wodurch das 

Fundament der bisherigen EU-Politik, nämlich einer „Integration durch Recht“ (ebd.) 

zunehmend verwässert wird. Es besteht schließlich nicht nur die Gefahr, dass künftig 

Soft Law als bequemere Variante einer wirklichen Integration oder europäischen Ei-

nigung vorgezogen wird, sondern auch, dass angesichts der zunehmenden Polarisie-

rung der europäischen Politik, bereits bestehende Fortschritte wieder zur Disposition 

gestellt werden. Möglicherweise werden bisherige Bemühungen, in denen mit Hard 

Law gearbeitet wurde irgendwann nicht mehr geteilt und auf Freiwilligkeit basierende 
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Regelungen gepocht, was die Gefahr von Integrationsrückschritten und einer negati-

ven Dynamik birgt. Auch wenn wir erst am Anfang einer solchen Richtung stehen und 

keinesfalls sicher vorhergesagt werden kann, wie sich die Nutzung dieses Gover-

nance-Instruments entwickelt, sei eine kritische Reflektion angesichts dieser potenti-

ellen Gefahr angezeigt.  

 

Neben diesem integrationstheoretischen Aspekt stellen sich auch demokratietheore-

tische Fragen. Hierauf weist ein Arbeitsdokument des Europäischen Parlaments be-

reits im Jahre 2007, also lange vor der gegenwärtigen Situation, hin (vgl. EP 2007: 

4ff.). Wird anstelle von Richtlinien und Verordnungen prioritär oder zumindest über-

wiegend mit Soft Law und zwischenstaatlichen (intergouvernementalen) Kooperatio-

nen gearbeitet, bleibt das Parlament dabei weitgehend außen vor und ist allenfalls 

konsultativ tätig und das obwohl das ordentliche Rechtsetzungsverfahren, in welchem 

das EP eine gleichberechtigte Rolle einnimmt, zum Regelfall geworden ist (vgl. Arndt 

et al. 2015: 62). Das Parlament ist das einzige von allen Unionsbürger_Innen durch 

Wahl direkt demokratisch legitimierte Organ und weist somit die kürzeste Legitimati-

onskette auf. Wird dieses so umgangen und erlässt die Kommission unilateral Emp-

fehlungen, bei denen auch die ihrerseits demokratisch legitimierten Regierungen als 

Vertretung eines jeweiligen Teils des Legitimationssubjekts der Europäischen Union 

eine untergeordnete Rolle spielen, so stellt sich die Frage, ob die EU noch ihrem 

demokratischen Auftrag gerecht wird. Schließlich ist die Kommission als supranatio-

nale Behörde nur schwach demokratisch legitimiert und der Legitimationsfokus wird 

einseitig hin zu Output-bezogener Legitimität verschoben. Außerdem sind Empfeh-

lungen rechtlich quasi nicht angreifbar, was den o.g. Vorteil höherer Rechtssicherheit 

im Vergleich zu reinen politischen Erklärungen erheblich relativiert. 

 

Somit sollte mE. die Nutzung von Soft Law sorgfältig im Einzelfall abgewogen und 

nicht standardmäßig Rechtsnormen vorgezogen werden. Es ist angezeigt dieses viel-

mehr als Instrument für Krisensituationen oder als ergänzende Maßnahme zu begrei-

fen. 
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VI. Fazit 

Abschließend lässt sich die aufgeworfene Fragestellung wie folgt zusammenfassend 

beantworten: 

Die Nutzung von Soft Law lässt sich in der europäischen Resettlement-Politik sowohl 

aus rationalistischer als auch aus konstruktivistischer Perspektive erklären. Die ratio-

nalistischen Grundannahmen haben sich besonders ergiebig dahingehend gezeigt, 

dass anhand der Identifizierung von Nutzen und Kosten für Akteure auch und gerade 

in den bisher weitestgehend unbeleuchteten High Politics Bereichen, erklärt werden 

kann, warum sich in einer spezifischen Situation eher für Soft Law anstelle von ande-

ren Instrumenten, wie Hard Law entschieden wird. Im vorliegenden Fall waren insbe-

sondere die Souveränitätsinteressen der MS angesichts von Migration in ihr Territo-

rium von besonderer Bedeutung, sowie die Möglichkeit schnell und flexibel auf kri-

senhafte Situationen reagieren zu können und Verhandlungsprobleme zu überbrü-

cken. Diese Kosten und Nutzen im Vergleich haben die Kommission dazu bewogen, 

in diesem High Politics Feld, das verschärfend auf die beschriebenen Kosten gegen-

über von Low Politics wirkt, umfänglich mit Empfehlungen zu arbeiten. 

 

Auch konstruktivistische Ansätze eignen sich zur Erklärung des Phänomens, welches 

im Forschungsinteresse steht. Allerdings wird ein anderer Ansatz verfolgt. Für den 

Konstruktivismus ist es weniger entscheidend, warum eine Norm oder ein Instrument 

angewendet wird, sondern vielmehr, wie sich dieses im Ergebnis auf die sozialen Ak-

teure auswirkt (vgl. Zielrichtung des Normzyklus‘). Daher konnten in der Analyse deut-

lich mehr Anknüpfungspunkte für Kosten und Nutzen gefunden werden, als für die 

Elemente konstruktivistischer Annahmen, deren Begründung teils schwerlich im Rah-

men dieser Arbeit mit der gewählten Methodik identifiziert werden konnten. So be-

steht die Gefahr von Schlüssen bzgl. der Motivation von Akteuren spekulativer Natur 

zu sein, wenn Insiderinformationen, etwa durch Expert_Inneninterviews fehlen. Den-

noch hilft die konstruktivistische Perspektive zu verstehen, mit welchen Mechanismen 

versucht wird auf andere Akteure einzuwirken und welche Ziele mit Soft Law verbun-

den sind (s. als Vorstufe zu Hard Law).  

 

Somit kann festgehalten werden, dass sich aus der Kombination beider theoretischer 

Ansätze ein adäquater Analyserahmen ergibt, auch wenn mit Blick auf den Konstruk-

tivismus eine etwas andere Zielrichtung verfolgt wird und die formulierten Erwartun-

gen nicht ganz den empirischen Erkenntnissen entsprochen hat. Insofern wäre bei 

kritischer Reflexion, methodisch eine, die Kongruenzanalyse ergänzende Pro-

zessanalyse angezeigt, die es ermöglicht den theoretischen konstruktivistischen An-

satz besser anzupassen. 
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Mit Blick auf diese Erkenntnisse stellen sich mehrere Fragen, an die in einer nachfol-

genden Auseinandersetzung mit der Thematik angeknüpft werden könnte. Einerseits, 

welche konkreten Auswirkungen die Nutzung von Soft Law in der europäischen Asyl- 

und Flüchtlingspolitik bzw. in einem verwandten, vergleichbaren Politikfeld hat und ob 

diese ebenso effektiv ist, wie Hard Law Ansätze. Darüber hinaus müsste überprüft 

werden, ob sich die Ergebnisse dieser Fallstudie auf andere Politikfelder übertragen 

lassen können, wofür sich allerdings eine eher standardisierte Methode eignet. 

Betrachtet man die formulierten Schlussfolgerungen für die praktische Politik wäre es 

darüber hinaus für die Integrationsforschung relevant, inwiefern die befürchteten ne-

gativen Effekte und ihre potentiellen spill-over Effekte auf andere Politikfelder als zu-

treffend bezeichnet werden können. 
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